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Verordnung iiber die Vorbereitung und Umsetzung der Solidarititsmassnahmen zur Gewahr-
leistung der Gasversorgung; Vernehmlassung

Sehr geehrte Damen und Herren

Mit seinem Schreiben vom 26. Juni 2024 hat das Eidgenéssische Departement fur Wirtschaft, Bil-
dung und Forschung die Vernehmlassung zur Verordnung tber die Vorbereitung und Umsetzung der
Solidaritatsmassnahmen zur Gewahrleistung der Gasversorgung eréffnet. Die Verordnung regelt die
Einzelheiten der Umsetzung des Abkommens Uber Solidaritatsmassnahmen zur Gewéhrleistung der
sicheren Gasversorgung zwischen der Schweiz, Deutschland und Italien, welches fur die Versor-
gungssicherheit mit Gas in der Schweiz von hoher Wichtigkeit ist.

Der Regierungsrat des Kantons Aargau hat sich zum Abkommen selbst bereits beftirwortend geaus-
sert. Auch die Verordnung begriisst der Regierungsrat grundsatzlich und nimmt im Detail wie folgt
dazu Stellung.

1. Ausgangslage

Im Zuge des russischen Angriffskriegs auf die Ukraine Ende Februar 2022 fiel der Anteil von russi-
schem Erdgas am EU-Gasimport innert kirzester Frist von Uber 40 % auf ca. 10 %. Kostete eine Me-
gawattstunde Gas am Spotmarkt (Preis fur Lieferung am nachsten Tag) im Januar 2022 noch zwi-
schen € 75.— bis € 95.—, stieg dieser Wert auf deutlich tiber € 200.— im Marz 2022 und gar Uber

€ 300.— im August 2022. Da Gas, neben Industrieprozessen und zur Bereitstellung von Raumwarme
und Warmwasser, auch zur Stromproduktion eingesetzt wird, stieg auch der Strompreis in vielen eu-
ropaischen Landern, darunter auch der Schweiz, massiv an. Die drohende Gasmangellage, welche
sich aufgrund einer damals mangelhaften Verfugbarkeit auf dem Weltmarkt, niedrigen Gasspeicher-
standen in Europa sowie in der Folge hohen Preisen, zuspitzte, liess unter anderem den Ruf hach
europaischer Solidaritat aufkommen. Die geschutzten Kundinnen und Kunden — Privathaushalte,
Notdienste und Spitaler — sollten im Fall einer Gasmangellage durch einen Mechanismus internatio-
naler Solidaritat geschutzt werden.

Wahrend Deutschland und ltalien ein bilaterales Solidaritatsabkommen anstrebten, war die genaue
Rolle der Schweiz als wichtiges Gastransitland zunachst nicht abschliessend geklart. Mit dem Uber-
einkommen zwischen der Schweiz, Deutschland und Italien — dem trilateralen Abkommen — wurde
diesbeziiglich nun Transparenz und Belastbarkeit hinsichtlich der Massnahmen und deren Umset-
zung geschaffen.
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Das trilaterale Abkommen und die Verpflichtungskredite sollen dem Bundesparlament in der Herbst-
session 2024 vorgelegt werden. Vorliegende Verordnung regelt die Vorbereitung und Umsetzung der
Solidaritatsmassnahmen. Dabei wird insbesondere auf die Aufgaben der Swissgas eingegangen,
welche bei der operativen Umsetzung des Abkommens eine Schltsselrolle einnehmen soll.

2. Zur Vorlage

Der Regierungsrat befiirwortet die vorgeschlagenen Mechanismen des Abkommens, indem zunachst
freiwillige Solidaritatsmassnahmen und nétigenfalls nachgelagert verpflichtende Solidaritatsmass-
nahmen zu Anwendung kommen. Indem, bei ausreichender Qualitat der Angebote, die kostenglins-
tigsten prioritar berticksichtigt werden, wird zudem sichergestellt, dass den geschttzten Kundinnen
und Kunden nur unbedingt notwendige Mehrkosten verrechnet werden mussen.

Zu Art. 1

Der Regierungsrat ist damit einverstanden, dass Swissgas die Umsetzung des trilateralen Abkom-
mens Ubertragen wird. Da im derzeitigen System kein von der Gaswirtschaft entflochtener Marktge-
bietsverantwortlicher existiert, stellt dies einen gangbaren Weg dar. Gleichzeitig stellt er die erhebli-
che Bedeutung des Gasversorgungsgesetzes (GasVG), mit welchem ein solcher Marktgebiets-
verantwortlicher eingefuihrt werden wurde, fiir dieses Abkommen fest. Er regt daher eine zlgige Vor-
lage des GasVG an. Zudem wiinscht er sich mehr Klarheit tber die Relevanz des GasVG zum vorlie-
genden Solidaritatsabkommen und zugehériger Verordnung.

Antrag

Im erlauternden Bericht ist die Relevanz des GasVG fiir das trilaterale Solidaritatsabkommen auszu-
fuhren. Es ist insbesondere auch darzulegen, ob ein Marktgebietsverantwortlicher nach Einftihrung
des GasVG die Rolle von Swissgas Ubernehmen soll.

Zu Art. 2

Die Auflistung der durch Solidaritat geschutzten Kundinnen und Kunden tragt der Komplexitat, der
zur sicheren Versorgung und Entsorgung notwendigen Betriebe und deren Zusammenspiel nur un-
gentigend Rechnung. So sind insbesondere Logistikdienstleitungen fur die Versorgung und Entsor-
gung in ihrem Ablauf stark optimiert und auch aufgrund der involvierten Betriebe entsprechend kom-
plex. Es ist unklar, welche Betriebe genau unter Art. 2 Bst. g fallen.

Antrag 1

Zumindest im erlauternden Bericht ist auszufithren, wie die Komplexitat der zur Versorgung und Ent-
sorgung notwendigen Logistikprozesse unter Anwendung des Solidaritatsabkommens abgebildet
werden kann. Hierfur ist insbesondere auf die Komplexitat der Logistikprozesse und deren Umgang
im Solidaritatsabkommen einzugehen.

Antrag 2

Art. 2 Bst. g soll wie folgt umformuliert werden: "Betriebe, die die Trinkwasserversorgung, die Le-
bensmittelversorgung (Grundversorgung), die Energieversorgung, die Abwasserreinigung und die
Abfallentsorgung sicherstellen;".
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3. Zusatzliche Anregung

Die Schweizer Gasindustrie verfiigt ilber namhafte Speichervolumen in Frankreich. Zudem importiert
die Westschweiz und die Nordwestschweiz (sowie Teile der franzésischen Genferseeregion mit
Transit durch die Schweiz) Erdgas aus dem westlichen Nachbarland. Frankreich verfugt ber zahlrei-
che Importhafen fur Liquefied Natural Gas (LNG), welche zur Diversifizierung der Bezugsquellen bei-
tragen. Schlussendlich wurde eine bessere Durchléssigkeit des inlandischen Netzes von der West-
schweiz in die Ostschweiz sichergestellt. Der Regierungsrat regt deshalb nochmals an, auch ein
Solidaritatsabkommen mit Frankreich auszuhandeln, sofern bestehende bilaterale Staatsvertrage
aus Sicht des Bundesrats nur ungentigend zur Solidaritat in der Gasversorgung beitragen konnten.

Wir danken |hnen flr die Berticksichtigung unserer Stellungnahme.

Freundliche Grisse

Im Namen/ s Regierungsrats

r / e S S5 (o . / y /
\» -~ /{

Dr. Markus Dieth Joana Filippi

Landammann Staatsschreiberin
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Von: Hohl Daniel

An: BWL-Energie

Betreff: Eidg. Vernehmlassung; Verordnungsentwurf (iber die Vorbereitung und Umsetzung der
Solidaritdtsmassnahmen zur Gewahrleistung der Gasversorgung

Datum: Montag, 14. Oktober 2024 15:33:56

Anlagen: Stellungnahme AR.docx

Antwortformular AR.docx

Sehr geehrte Damen und Herren
In der Beilage die Stellungnahme des Departementes Bau und Volkswirtschaft.
Freundliche Grisse

Appenzell Ausserrhoden

Departement Bau und Volkswirtschaft
Departementssekretariat Bau und Volkswirtschaft
Kasernenstrasse 17A

9102 Herisau

www.ar.ch

Daniel Hohl, Leiter Kanzlei

Telefon  +41713536613

daniel.hohl@ar.ch
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Eidg. Vernehmlassung; Verordnung über die Vorbereitung und Umsetzung der Solidaritätsmassnahmen zur Gewährleistung der Gasversorgung



		





		Sehr geehrte Damen und Herren

		





[bookmark: Text]Mit Schreiben vom 26. Juni 2024 unterbreitet das WBF die Verordnung über die Vorbereitung und Umsetzung der Solidaritätsmassnahmen zur Gewährleistung der Gasversorgung zur Vernehmlassung bis am 17. Oktober 2024. Das Departement Bau und Volkswirtschaft von Appenzell Ausserrhoden nimmt dazu wie folgt Stellung:



Die innerstaatliche Lösung der Umsetzung des Solidaritätsabkommens wird begrüsst. Insbesondere befürworten wir die klare Aufgabenteilung, wonach die regulatorischen Zuständigkeiten im Solidaritätsfall beim Bund bleiben (z.B. Umschaltung von Zweistoffanlagen, Kontingentierung, Verbrauchsbeschränkungen, Verbrauchsverbote). Die Übertragung der operativen Aufgaben an Swissgas erachten wir als sinnvoll, zumal die Verantwortung so zentralisiert und Diskriminierung am Markt vermieden wird. Einzig die fehlenden spezifischen Hinweise auf den Zivilschutz und die Kantonalen Führungsinfrastrukturen in Art. 2 ist zu bemängeln. Dieser Punkt ist im beiliegenden Antwortformular genauer erläutert.



Wir danken Ihnen für die Möglichkeit zur Stellungnahme.



		Freundliche Grüsse
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		Dölf Biasotto, Regierungsrat		‍
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Vernehmlassung: Verordnungsentwurf über die Vorbereitung und Umsetzung der Solidaritätsmassnahmen zur Gewährleistung der Gasversorgung 

Procédure de consultation sur le projet d’ordonnance sur la préparation et la mise en œuvre des mesures de solidarité visant à garantir l’approvisionnement en gaz

Procedura di consultazione sul progetto di ordinanza concernente la preparazione e l’attuazione delle misure di solidarietà volte a garantire l’approvvigionamento di gas

		Organisation / Organizzazione

		Kanton Appenzell Ausserrhoden, Departement Bau und Volkswirtschaft



		Adresse / Indirizzo

		Kasernenstrasse 17A, 9102 Herisau



		Datum, Unterschrift / Date et signature / Data e firma

		14. Oktober 2024








		Kontaktperson (Vorname, Nachname, Funktion, Emailadresse und Telefonnummer) / Personne de contact (prénom, nom, fonction, adresse e-mail et numéro de téléphone) / Persona di contatto (nome, cognome, funzione, indirizzo e-mail e numero di telefono)

		Kanton Appenzell Ausserrhoden, bau.volkswirtschaft@ar.ch



		Bitte senden Sie Ihre Stellungnahme elektronisch an energie@bwl.admin.ch.

Sie erleichtern uns die Auswertung, wenn Sie uns Ihre Stellungnahme elektronisch als Word-Dokument zur Verfügung stellen. Vielen Dank. 

Merci d’envoyer votre prise de position par courrier électronique à energie@bwl.admin.ch. Un envoi en format Word par courrier électronique facilitera grandement notre travail. D’avance, merci beaucoup.

Vi invitiamo a inoltrare i vostri pareri all'indirizzo di posta elettronica energie@bwl.admin.ch. Onde agevolare la valutazione dei pareri, vi invitiamo a trasmetterci elettronicamente i vostri commenti sotto forma di documento Word. Grazie.








[bookmark: _Ref352161886][bookmark: _Toc145490570]Allgemeine Bemerkungen / Remarques générales / Osservazioni generali 

		- 

		









		Artikel, Ziffer (Anhang) 
Article, chiffre (annexe)
Articolo, numero (allegato)

		Antrag
Proposition
Richiesta

		Begründung / Bemerkung
Justification / Remarques
Motivazione / Osservazioni

		



		Artikel 2

		Es fehlt der Bereich Zivilschutz - analog lit. f. Armee aufführen:

Zivilschutz, soweit das Gas zur Aufrechterhaltung ihrer Versorgungsinfrastruktur erforderlich ist;

		In Artikel 2 lit. d werden die Blaulichtorganisationen erwähnt. In einer Mangellage kann es sein, dass Zivilschutzführungsanlagen eingesetzt sind. 

		



		Artikel 2

		Es fehlen die Führungsstandorte der Kantonalen Führungsorganisationen - analog lit. f. Armee aufführen:

Kantonale Führungsstandorte, soweit das Gas zur Aufrechterhaltung ihrer Versorgungsinfrastruktur erforderlich ist;

		In Mangellagen sind diese Standorte bereits im Betrieb oder werden für den Betrieb vorbereitet. 
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. Appenzell Ausserrhoden Departement Bau Kasernenstrasse 17A
VR und Volkswirtschaft 9102 Herisau
Tel. +41 71 353 65 51
Fax +41 71 353 68 33
bau.volkswirtschaft@ar.ch
www.ar.ch

Departement Bau und Volkswirtschaft, 9102 Herisau

Dolf Biasotto
Regierungsrat

Eidg. Departement fur Wirtschaft, Bildung und
Forschung WBF
(per E-Mail: energie@bwl.admin.ch)

Herisau, 14. Oktober 2024

Eidg. Vernehmlassung; Verordnung liber die Vorbereitung und Umsetzung der Solidaritats-
massnahmen zur Gewahrleistung der Gasversorgung

Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 26. Juni 2024 unterbreitet das WBF die Verordnung Uber die Vorbereitung und Umsetzung
der Solidaritatsmassnahmen zur Gewahrleistung der Gasversorgung zur Vernehmlassung bis am 17. Oktober
2024. Das Departement Bau und Volkswirtschaft von Appenzell Ausserrhoden nimmt dazu wie folgt Stellung:

Die innerstaatliche Losung der Umsetzung des Solidaritadtsabkommens wird begriisst. Insbesondere beflrwor-
ten wir die klare Aufgabenteilung, wonach die regulatorischen Zustandigkeiten im Solidaritatsfall beim Bund
bleiben (z.B. Umschaltung von Zweistoffanlagen, Kontingentierung, Verbrauchsbeschrankungen, Verbrauchs-
verbote). Die Ubertragung der operativen Aufgaben an Swissgas erachten wir als sinnvoll, zumal die Verant-
wortung so zentralisiert und Diskriminierung am Markt vermieden wird. Einzig die fehlenden spezifischen Hin-
weise auf den Zivilschutz und die Kantonalen Fihrungsinfrastrukturen in Art. 2 ist zu bemangeln. Dieser Punkt
ist im beiliegenden Antwortformular genauer erlautert.

Wir danken lhnen fir die Moglichkeit zur Stellungnahme.
Freundliche Grisse

£

4 \
/‘
y 1

Dolf Biasotto, Regierungsrat

Beilage:

- Antwortformular
Kopie:

- DIS (intern)
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Vernehmlassung: Verordnungsentwurf tiber die Vorbereitung und Umsetzung der Solidari-
tatsmassnahmen zur Gewahrleistung der Gasversorgung

Procédure de consultation sur le projet d’ordonnance sur la préparation et la mise en
ccuvre des mesures de solidarité visant a garantir ’approvisionnement en gaz

Procedura di consultazione sul progetto di ordinanza concernente la preparazione e I’attua-
zione delle misure di solidarieta volte a garantire I’approvvigionamento di gas

Organisation / Organizzazione Kanton Appenzell Ausserrhoden, Departement Bau und Volkswirtschaft

Adresse / Indirizzo Kasernenstrasse 17A, 9102 Herisau

Datum, Unterschrift / Date et signature / Data e firma 14. Oktober 2024




Kontaktperson (Vorname, Nachname, Funktion, Emaila- | Kanton Appenzell Ausserrhoden, bau.volkswirtschaft@ar.ch
dresse und Telefonnummer) / Personne de contact (pré-
nom, nom, fonction, adresse e-mail et numéro de
téléphone) / Persona di contatto (nome, cognome, fun-
zione, indirizzo e-mail e numero di telefono)

Bitte senden Sie lhre Stellungnahme elektronisch an energie@bwl.admin.ch.

Sie erleichtern uns die Auswertung, wenn Sie uns lhre Stellungnahme elektronisch als Word-Dokument zur Verfiigung stellen. Vielen Dank.
Merci d’envoyer votre prise de position par courrier électronique a energie@bwl.admin.ch. Un envoi en format Word par courrier électronique facili-
tera grandement notre travail. D’avance, merci beaucoup.

Vi invitiamo a inoltrare i vostri pareri all'indirizzo di posta elettronica energie@bwl.admin.ch. Onde agevolare la valutazione dei pareri, vi invitiamo a
trasmetterci elettronicamente i vostri commenti sotto forma di documento Word. Grazie.
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Artikel, Ziffer (Anhang)
Article, chiffre (annexe)
Articolo, numero (allegato)

Antrag
Proposition
Richiesta

Begriindung / Bemerkung
Justification / Remarques
Motivazione / Osservazioni

Artikel 2

Es fehlt der Bereich Zivilschutz - analog lit. f. Armee auffuh-
ren:

Zivilschutz, soweit das Gas zur Aufrechterhaltung ihrer Ver-
sorgungsinfrastruktur erforderlich ist;

In Artikel 2 lit. d werden die Blaulichtorganisationen erwahnt.

In einer Mangellage kann es sein, dass Zivilschutzfiihrungs-
anlagen eingesetzt sind.

Artikel 2

Es fehlen die Fihrungsstandorte der Kantonalen Flhrungs-
organisationen - analog lit. f. Armee auffiihren:

Kantonale Fiihrungsstandorte, soweit das Gas zur Auf-
rechterhaltung ihrer Versorgungsinfrastruktur erforderlich
ist;

In Mangellagen sind diese Standorte bereits im Betrieb oder
werden fur den Betrieb vorbereitet.
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Landeskanzlei B A S E L _""

Kasernenstrasse 31

4410 Liestal LAN DSCHAFT l
T 061 552 50 06

landeskanzlei@bl.ch REGIERUNGSRAT
www.bl.ch

Regjerungsrat, Kasernenstrasse 31, 4410 Liestal

Eidg. Departement fiir Wirtschaft, Bildung und
Forschung WBF

Per E-Mail: energie@bwl.admin.ch

Liestal, 15. Oktober 2024
BUD

Verordnung iiber die Vorbereitung und Umsetzung der Solidarititsmassnahmen zur Ge-
wihrleistung der Gasversorgung, Vernehmlassung

Sehr geehrter Herr Bundesrat Parmelin

Mit Brief vom 26. Juni 2024 haben Sie uns um eine Stellungnahme zur Vernehmlassung der Ver-
ordnung {iber die Vorbereitung und Umsetzung der Solidaritdtsmassnahmen zur Gewabhrleistung

der Gasversorgung gebeten. Wir'bedanken uns fiir diese Mbglichkeit und nehmen gerne wie folgt
Stellung.

Wir begriissen den Vorschlag zur innerstaatlichen Umsetzung des Solidaritdtsabkommens und ha-
ben keine materiellen Anpassungsvorschlége respektive Forderungen.

Hochachtungsvoll
e o Dbk
Isaac Reber Elisabeth Heer Dietrich

Regierungsprésident Landschreiberin
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Regierungsrat des Kantons Basel-Stadt

Rathaus, Marktplatz 9 Bundesamt fiir wirtschaftliche Landesversor-
CH-4001 Basel gung (BWL)

Tel: +41 61 267 85 62 : ;

E-Mail: staatskanzlei@bs.ch energie@bwl.admin.ch

www.regierungsrat.bs.ch

Basel, 24. September 2024
Regierungsratsbeschluss vom 24. September 2024

Verordnung tiber die Vorbereitung und Umsetzung der Solidarititsmassnahmen zur Ge-
wdéhrleistung der Gasversorgung; Vernehmlassung; Stellungnahme des Kan-
tons Basel-Stadt

Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 26. Juni 2024 hat der Vorsteher des Eidgenéssischen Departements fir Wirt-
schaft, Bildung und Forschung (WBF) u.a. die Kantone eingeladen, sich zum Entwurf einer Ver-
ordnung uber die Vorbereitung und Umsetzung der Solidaritdtsmassnahmen zur Gewahrleistung
der Gasversorgung vernehmen zu lassen. Wir danken fiir die Gelegenheit dussern uns gerne wie
folgt.

In unserer Vernehmilassungsstellungnahme vom 11. Juni 2024 haben wir das Abkommen tber
Solidaritdtsmassnahmen zur Gewahrleistung der sicheren Gasversorgung zwischen der Schweiz,
Deutschland und Italien und die Bereitstellung eines Finanzierungsrahmens fiir allfallig erforderli-
che Massnahmen begriisst. Das Abkommen vermindert die Abhangigkeiten der Schweiz in der
Gasversorgung und tragt zur Erhéhung der Energieversorgungssicherheit in der Schweiz bei.

Die geplante Verordnung ist zweifelsohne notwendig, damit die Schweiz das Abkommen mit
Deutschland und Italien umsetzen kann. Die vorgesehenen Regelungen sind nach unserer Ein-
schéatzung plausibel und zweckméssig. Die Ubertragung der operativen Durchfilhrung an Swiss-
gas erachten wir als sinnvoll.

Wir teilen Ihnen daher gerne mit, dass der Kanton Basel-Stadt keine Einwénde gegen die geplan-
ten Bestimmungen hat und die Vorlage unterstitzt.

Freundliche Grisse
Im Namen des Regierungsrates des Kantons Basel-Stadt

%J;éw | b nwrh

Dr. Conradin Cramer Barbara Schiipbach-Guggenbiihl
Regierungsprasident Staatsschreiberin
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Kanton Bern
Canton de Berne

03|04|D|v03

Regierungsrat

Postgasse 68
Postfach

3000 Bern 8 Staatskanzlei, Postfach, 3000 Bern 8

info.regierungsrat@be.ch
www.be.ch/rr

Eidgenodssisches Departement fur Wirtschaft, Bildung und For-

schung WBF

per E-Mail: energie@bwl.admin.ch

d ‘3 / Ve ol l) L -l
RRB Nr.: 18. September 2024
Direktion: Wirtschafts-, Energie- und Umweltdirektion
Klassifizierung: Nicht klassifiziert

Vernehmlassung des Bundes: Verordnung liber die Vorbereitung und Umsetzung der So-
lidarititsmassnahmen zur Gewéhrleistung der Gasversorgung
Stellungnahme des Kantons Bern

Sehr geehrter Herr Bundesrat
Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 26. Juni 2024 wurde der Kanton Bern eingeladen, zur Verordnung und Um-

setzung der Solidaritdtsmassnahmen zur Gewahrleistung der Gasversorgung Stellung zu neh-
men.

Der Regierungsrat begriisst die im Rahmen der Verordnung geschaffene Gesetzesgrundlage
und hat keine Bemerkungen.

Freundliche Griisse

Im Namen des Regierungsrates

2. N L Lo,

Evi Allemann Chrlstoph Auer
Regierungsprasidentin Staatsschreiber
Verteiler

— Wirtschafts-, Energie- und Umweltdirektion
— Sicherheitsdirektion

Nicht klassifiziert | Letzte Bearbeitung: 12.09.2024 | Version: 18 | Dok.-Nr.: 1158364 | Geschéaftsnummer: 2024.WEU.2798

mn



Telefon 055 646 60 11/12/15

kanto n glarus ﬁ E—MaiSIJ:I itﬁatskanzlel@gl.ch
Regierungsrat
Rathaus
8750 Glarus

Eidgendssisches Departement fur
Wirtschaft, Bildung und Forschung
3003 Bern

Glarus, 1. Oktober 2024

Vernehmlassung i.S. Verordnung liber die Vorbereitung und Umsetzung der Solidari-
tatsmassnahmen zur Gewahrleistung der Gasversorgung

Sehr geehrte Damen und Herren

Das Eidgendssische Departement fur Wirtschaft, Bildung und Forschung gab uns in ein-
gangs genannter Angelegenheit die Moglichkeit zur Stellungnahme. Dafiir danken wir und
teilen IThnen mit, dass wir auf eine Stellungnahme verzichten.

Genehmigen Sie, sehr geehrte Damen und Herren, den Ausdruck unserer vorzuglichen
Hochachtung.

Freundliché Griisse

Regierungsrat

A/ “)

Sp ecker Arpad/Baranyi
Landammann Ratsschreiber

E-Mail an (PDF- und Word-Version): energie@bwl.admin.ch



Die Regierung La Regenza Il Governo
des Kantons Graubuinden dal chantun Grischun del Cantone dei Grigioni

Sitzung vom Mitgeteilt den Protokoll Nr.

15. Oktober 2024 16. Oktober 2024 822/2024

Eidg. Departement fur
Wirtschaft, Bildung
und Forschung WBF
Bundeshaus Ost
3003 Bern

per E-Mail an: energie@bwl.admin.ch

Vernehmlassung Verordnung Uber die Vorbereitung und Umsetzung der Soli-
daritdtsmassnahmen zur Gewahrleistung der Gasversorgung; Vernehmlassung
an das Eidgendssische Departement fur Wirtschaft, Bildung und Forschung

Stellungnahme

Sehr geehrter Herr Bundesrat

Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 26. Juni 2024 haben Sie die Kantone zur Vernehmlassung betref-
fend die Verordnung Uber die Vorbereitung und Umsetzung der Solidaritatsmassnah-

men zur Gewabhrleistung der Gasversorgung eingeladen.

Bei dieser Verordnung handelt es sich um die innerstaatliche Umsetzung des Ab-
kommens Uber Solidaritatsmassnahmen zur Gewahrleistung der sicheren Gasversor-
gung zwischen Deutschland, Italien und der Schweiz. Was das Abkommen anbe-
langt, hat sich die Regierung des Kantons Graubinden in ihrem Beschluss vom

10. Juni 2024 (Prot. Nr. 495/2024) wertschéatzend geédussert, da dieses der Schweiz
ermogliche in einer schweren Mangellage, nach Ergreifung samtlicher im Inland mdg-
licher Massnahmen, bei den beiden anderen Vertragsstaaten um Solidaritat zur Ver-

sorgung der geschuitzten Kundinnen und Kunden zu ersuchen. Im Gegenzug kdnne


mailto:energie@bwl.admin.ch

auch die Schweiz im Notfall um Solidaritat angefragt werden. Die drei Staaten garan-
tierten einander, bei Umsetzung der Solidaritdtsmassnahmen die bestehenden

Transportkapazitaten in ihren Netzen nicht einzuschranken.

Mit der nun als Entwurf vorliegenden Bundesverordnung werden die Vorbereitungs-
massnahmen zur Bearbeitung von Ersuchen der Schweiz um Gaslieferungen in
schweren Mangellagen geregelt. Dabei soll die 6ffentliche Aufgabe der Vorbereitung
und operativen Umsetzung des Abkommens an die Swissgas, die Schweizerische
Aktiengesellschaft fur Erdgas, Ubertragen werden (gestutzt auf Art. 60 Abs. 1 lit. ¢
des Bundesgesetzes Uber die wirtschaftliche Landesversorgung, Landesversor-
gungsgesetz, LVG; SR 531). Die Regierung Graubiindens erachtet dieses Vorgehen

als sinnvoll und stimmt dem Verordnungsentwurf zu.
Wir bedanken uns fir die Einladung zur Vernehmlassung und grissen Sie, sehr ge-

ehrter Herr Bundesrat, sehr geehrte Damen und Herren, mit dem Ausdruck unserer

vorzuglichen Hochachtung.

Namens der Regierung

Der Prasident: Der Kanzleidirektor:
> \\/\/V\
Dr. Jon Domenic Parolini Daniel Spadin

Kopie an:

— Departement fur Volkswirtschaft und Soziales
— Departement fur Justiz, Sicherheit und Gesundheit
— Amt fUr Energie und Verkehr

— Departement fur Infrastruktur, Energie und Mobilitat



KANTON
LUZERN

Bau-, Umwelt- und Wirtschaftsdepartement
Bahnhofstrasse 15

Postfach 3768

6002 Luzern

Telefon 041 228 51 55

buwd@lu.ch

www.lu.ch Eidgendssisches Departement fir

Wirtschaft, Bildung und Forschung WBF

Per E-Mail:
energie@bwl.admin.ch

Luzern, 17. September 2024

Protokoll-Nr.: 1001

Verordnung liber die Vorbereitung und Umsetzung der Solidarititsmassnahmen
zur Gewdhrleistung der Gasversorgung

Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 26. Juni 2024 laden Sie unter anderem die Kantone ein, zur Verordnung
Uber die Vorbereitung und Umsetzung der Solidaritdtsmassnahmen zur Gewahrleistung der
Gasversorgung Stellung zu nehmen. Im Namen und Auftrag des Regierungsrates teile ich
lhnen mit, dass wir zum Verordnungsentwurf keine Einwdande oder Bemerkungen anzubrin-
gen haben.

Wir danken Ihnen fir die Méglichkeit zur Stellungnahme.

Freuﬁd’che Grid

Fabian Peter
Regierungsrat

2101.2233 / VM-BUWD-Verordnung Uber die Vorbereitung und Umsetzung der
Solidaritatsmassnahmen zur Gewéhrleistung der Gasversorgung
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LE CONSEIL D’ETAT

DE LA REPUBLIQUE ET
CANTON DE NEUCHATEL

Par courriel :

energie@bwl.admin.ch

Office fédéral pour I'approvisionnement
économique du pays (OFAE)

3003 Berne

Ordonnance sur la préparation et la mise en ceuvre des mesures de solidarité visant a
garantir 'approvisionnement en gaz

Monsieur le conseiller fédéral,
Mesdames, Messieurs,

Le Conseil d'Etat de la République et Canton de Neuchatel a pris connaissance du sujet de la
consultation du Département fédéral de I'environnement, des transports, de I'énergie et de la
communication (DETEC) et vous remercie de lui offrir la possibilité de donner son avis sur
I'ordonnance sur la préparation et la mise en ceuvre des mesures de solidarité visant a garantir
I'approvisionnement en gaz

Le 19 mars 2024, le chef du DETEC a signé, sur mandat du Conseil fédéral, un accord
concernant des mesures de solidarité visant a assurer la sécurité de F'approvisionnement en
gaz entre la Suisse, I'Allemagne et I'ltalie. Cet accord permet a notre pays, en cas de pénurie
grave et apres avoir pris toutes les mesures possibles sur le plan national, d’adresser une
demande de solidarité aux deux autres Etats contractants en vue d’approvisionner les clients
protégés. En contrepartie, ces deux pays peuvent également solliciter la Suisse en cas
d’'urgence. Les trois Etats s’engagent en outre a ne pas limiter les capacités de transport sur
leur réseau en cas d’application des mesures de solidarité.

Il est prévu que l'accord de solidarité soit mis en ceuvre au moyen du présent projet
d’ordonnance. Celui-ci se fonde sur la loi sur I'approvisionnement du pays (LAP) et prévoit de
confier la tdche publique de mise en ocsuvre opérationnelle de I'accord a Swissgas, société
gestionnaire de réseau. En cas de besoin, Swissgas assumera la coordination entre le secteur
gazier et les consommateurs.



Nous soutenons cette démarche qui contribue a assurer la sécurité d’approvisionnement de
gaz en cas de pénurie en concrétisant I'accord signé avec ces deux pays voisins et n‘avons
pas de remarque a formuler.

En vous remerciant de nous avoir consulté, nous vous prions de croire, Monsieur le conseiller
fédéral, Mesdames, Messieurs, a I'assurance de notre haute considération.

Neuchétel, le 30 septembre 2024.

Au nom du Conseil d'Etat :

e Le président, La chanceliére,
/_.-/"" N F. NCj S. DESPLAT
/ ‘.\I |
,f
\\\ i D
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KANTON LANDAMMANN UND Dorfplatz 2, Postfach 1246, 6371 Stans
NIDWALDEN REGIERUNGSRAT Telefon 041 618 79 02, www.nw.ch

CH-6371 Stans, Dorfplatz 2, Postfach 1246, STK

PER E-MAIL

Eidgendssisches Departement

fur Wirtschaft, Bildung und Forschung WBF
Herr Bundesrat Guy Parmelin

Bundeshaus Ost

3003 Bern

Telefon 041 618 79 02
staatskanzlei@nw.ch
Stans, 24. September 2024

Verordnung liber die Vorbereitung und Umsetzung der Solidarititsmassnahmen zur
Gewaihrleistung der Gasversorgung. Stellungnahme

Sehr geehrter Herr Bundesrat

Mit Schreiben vom 26. Juni 2024 eréffnete das Eidgendssische Departement fir Wirtschaft,
Bildung und Forschung (WBF) unter anderem bei den Kantonen das Vernehmlassungsverfah-
ren in Sachen Verordnung Uber die Vorbereitung und Umsetzung der Solidaritdtsmassnahmen
zur Gewabhrleistung der Gasversorgung. Flr die Moglichkeit zur Stellungnahme bedanken wir
uns.

Der Kanton Nidwalden begriisst die vorgeschlagene Verordnung uber die Vorbereitung und
Umsetzung der Solidaritdtsmassnahmen zur Gewahrleistung der Gasversorgung. Wir verwei-
sen auf unsere nachfolgende Begriindung.

1 Begriindung

1.1

Wir begriissen die Verordnung und sind der Auffassung, dass sie ein wichtiger Schritt zur Si-
cherstellung der Gasversorgung in Krisenzeiten darstellt. Die Verordnung bietet eine robuste
Grundlage, um im Bedarfsfall schnell und koordiniert auf Solidaritdtsanfragen der beteiligten
Staaten reagieren zu konnen, und gewabhrleistet gleichzeitig, dass die Interessen der Schweiz
und ihrer Burgerinnen und Blrger in vollem Umfang geschitzt werden. Durch die klare Rege-
lung der Verantwortlichkeiten und die gezielte Einbindung der relevanten Akteure wird eine
effiziente und wirksame Umsetzung der Solidaritatsmassnahmen gewahrleistet.

1.2

Insbesondere begriissen wir die Entscheidung, die Aufgaben der Vorbereitung und operativen
Umsetzung der Solidaritditsmassnahmen dem Delegierten fir wirtschaftliche Landesversor-
gung zu Ubertragen. Dieser Ansatz ermoglicht eine enge Zusammenarbeit mit der Privatwirt-
schaft, wodurch vorhandene Kapazitaten optimal genutzt werden kénnen. Durch diese Dele-
gation wird sichergestellt, dass der Bund eine koordinierende Rolle einnimmt, wéhrend die
Privatwirtschaft weiterhin eigenverantwortlich und flexibel agieren kann. Dies entspricht dem
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Stans, 24. September 2024

bewahrten Prinzip der Subsidiaritdt und sorgt dafiir, dass staatliche Lenkungsmassnahmen
nur im notwendigen Umfang zum Einsatz kommen. Dies ist ein sinnvoller und effizienter Weg,
um die Flexibilitat und Handlungsféahigkeit der Marktakteure zu wahren.

1.3

Zusammenfassend sind wir der Uberzeugung, dass die Verordnung sowohl inhaltlich als auch
strukturell eine solide Grundlage fiir die Gewéhrleistung der Gasversorgung in aussergewéhn-
lichen Situationen bietet. Sie schafft die notwendigen Voraussetzungen, um im Bedarfsfall
schnell und koordiniert handeln zu kénnen, und tragt dazu bei, die Versorgungssicherheit in
der Schweiz und daruber hinaus zu starken.

2 Fazit
Der Regierungsrat Nidwalden bedankt sich flr die Moglichkeit zur Stellungnahme und spricht

sich flir die Verordnung Uber die Vorbereitung und Umsetzung der Solidaritatsmassnahmen
zur Gewabhrleistung der Gasversorgung aus.

Freundliche Grusse
NAMENS DES REGIERUNGSRATES

Y. lic. iur. Armin Eberli
Landammann A Landschreiber

Geht an:
- aemterkonsultation-uepf@isc-ejpd.admin.ch

2024 NWSTK.191 212



Ka n -to n Der Vorsteher des Volkswirtschaftsdepartements VD

Obwalden

CH-6060 Sarnen, St. Antonistrasse 4, VWA/wi

Per E-Mail

Eidgendssisches Departement fur Wirt-
schaft, Bildung und Forschung WBF
energie@bwl.admin.ch

Sarnen, 30. August 2024/OWSTK.5072

Vernehmlassung zur Verordnung liber die Vorbereitung und Umsetzung der Solidarititsmass-
nahmen zur Gewahrleistung der Gasversorgung

Sehr geehrter Herr Bundesrat
Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 26. Juni 2024 wurden die Kantone zur Vernehmlassung zur Verordnung Gber die
Vorbereitung und Umsetzung der Solidaritatsmassnahmen zur Gewahrleistung der Gasversorgung
eingeladen. Die Vernehmlassungsfrist dauert bis zum 17. Oktober 2024. Wir danken Ihnen fir die
Méglichkeit zur Stellungnahme und &ussern uns gerne wie folgt:

Inhalt der Vorlage

Der Verordnungsentwurf sieht vor, die ¢ffentliche Aufgabe der Vorbereitung und operativen Umset-
zung des Solidaritdtsabkommens gestutzt auf Art. 60 Abs. 1 Bst. ¢ des Landesversorgungsgesetzes
(LVG; SR 531) an die Schweizerische Aktiengesellschaft fur Erdgas (nachstehend Swissgas) zu
tbertragen. Die Ubertragung ist geméss erlauterndem Bericht erforderlich, weil es in der Schweiz auf-
grund der fehlenden gesetzlichen Grundlage keinen von der Gaswirtschaft entflochtenen Marktge-
bietsverantwortlichen gibt, der die Aufgabe wahrnehmen kénnte. Aus dem erlauternden Bericht zeigt
sich, dass die Swissgas fir die Aufgabe geeignet ist, da sie langjahrige Erfahrungen im Netzbetrieb
und den zugehdrigen Transportaktivitdten mitbringt. Zudem ist sie im Besitz der fur die Schweiz be-
stimmten Kapazitaten der Transitgasleitung. Es gibt keine vergleichbare Organisation in der Schwei-
zer Gaswirtschaft, die diese Aufgabe anstelle der Swissgas tibernehmen kénnte.

Stellungnahme

Der Kanton Obwalden dusserte sich bereits anlasslich der Vernehmlassung zum Abkommen tber
Solidaritdtsmassnahmen zur Gewahrleistung der sicheren Gasversorgung zwischen der Schweiz,
Deutschland und Italien im Juni 2024 positiv zur vorgesehenen Lésung. Wir unterstiitzen auch die
innerstaatliche Umsetzung des Solidaritatsabkommens. Insbesondere begriissen wird, dass die
Ubertragung der Aufgabe an die Swissgas unter der Voraussetzung erfolgt, dass diese alle Marktak-
teure verursachergerecht und diskriminierungsfrei behandelt. Im Weiteren enthalt die Vorlage eine
klare Aufgabenteilung. So werden im Rahmen der Umsetzung des Abkommens der Swissgas rein

St. Antonistrasse 4, 6060 Samen
Tel. 041 666 63 30
volkswirtschaftsdepartement@ow.ch
www.ow.ch



operative Aufgaben ibertragen und die regulatorischen Zusténdigkeiten im Solidaritatsfall verbleiben
beim Bund, insbesondere fiir die Festlegung hoheitlicher Massnahmen (Umschaltung von Zweistoff-

anlagen, Verbrauchsbeschrankungen und -verbote und Kontingentierung).

Wir danken lhnen, sehr geehrter Herr Bundesrat, sehr geehrte Damen und Herren, fur die Kenntnis-

nahme unserer Stellungnahme.
Freundliche Grusse

Volkswirtschaftsdepartement

‘\/z . \\/J )
Daniel W(ﬂer
h

Landstatthalter

Kopie an:

- Kantonale Mitglieder des eidgenossischen Parlaments
- Regierungsrat (Zirkulationsmappe)

- Volkswirtschaftsdepartement

- Volkswirtschaftsamt

- Staatskanzlei mit den Akten (OWSTK.5072)

2/2






Regierungsrat des Kantons Schwyz
VERSENDET AM 17, SEP. 2024

kantonschwyz® '

6431 Schwyz, Postfach 1260

per E-Mail

Eidgendssisches Departement fir Wirtschatft,
Bildung und Forschung WBF

3003 Bern

energie@bwl.admin.ch

Schwyz, 10. September 2024

Verordnung iiber die Vorbereitung und Umsetzung der Solidaritdtsmassnahmen zur Gewéhrleistung
der Gasversorgung
Vernehmlassung des Kantons Schwyz

Sehr geehrter Herr Bundesrat

Mit Schreiben vom 26. Juni 2024 hat das Eidgendssische Departement fiir Wirtschaft, Bildung und
Forschung (WBF) den Kantonsregierungen die Unterlagen zur Verordnung (iber die Vorbereitung und
Umsetzung der Solidaritdtsmassnahmen zur Gewahrleistung der Gasversorgung zur Vernehmiassung
bis 17. Oktober 2024 unterbreitet.

Die Vorlage der Verordnung tber die Vorbereitung und Umsetzung der Solidaritdtsmassnahmen zur
Gewahrleistung der Gasversorgung wird begrusst.

Wir danken Ihnen fir die Gelegenheit zur Stellungnahme und versichern Sie, Herr Bundesrat, unse-
rer vorziiglichen Hochachtung.

Im Namen des Regierungsrates:

V\/\Sﬁfll\l/\/\}\

Michael Stahli
Landammann

b 0. 0

Dr. Mathias E. Brun
Staatsschreiber




Regierungsrat

Rathaus
Barflssergasse 24
4509 Solothurn
so.ch

Bundesamt fur wirtschaftliche
Landesversorgung BWL
Bernastrasse 28

3003 Bern

per E-Mail an:
energie@bwl.admin.ch

24. September 2024

Vernehmlassung zur Verordnung liber die Vorbereitung und Umsetzung der Solidari-
tatsmassnahmen zur Gewdhrleistung der Gasversorgung

Sehr geehrter Herr Bundesrat
Sehr geehrte Damen und Herren

Der Vorsteher des Eidgenossischen Departementes fur Wirtschaft, Bildung und Forschung WBF
hat mit Schreiben vom 26. Juni 2024 die Kantone zur Vernehmlassung zur Verordnung Uber die
Vorbereitung und Umsetzung der Solidaritatsmassnahmen zur Gewahrleistung der Gasversor-
gung eingeladen. Dazu nehmen wir gerne wie folgt Stellung:

Der Regierungsrat begrisst die Vorlage zur geplanten Vorbereitung und Umsetzung der Solida-
ritdtsmassnahmen zur Gasversorgung in schweren Notlagen zwischen der Schweiz, Deutschland
und Italien. Die Ukrainekrise hat deutlich gemacht, wie sehr die drei Ladnder bei der Gasversor-
gung auf die gemeinsame und rechtssichere Zusammenarbeit angewiesen sind. Mit dem Solidari-
tatsabkommen erhalt die Schweiz ein zusatzliches Instrument, um die Gasversorgung fiir Haus-
halte und geschitzte Kundinnen und Kunden auch in Krisensituationen im Verbund mit unseren
wichtigsten Versorgungspartnern gemeinsam sicherzustellen.

Zwischenzeitlich ist die Gasversorgung auf absehbare Zeit gesichert. Dennoch ist es sinnvoll, das
praventive Kriseninstrument méglichst zeitnah bereitzustellen und die Umsetzung der Massnah-
men auf Verordnungsstufe zu regeln. Besonders begrussen wir die Einbindung bereits bestehen-
der Instrumente und Ablaufe der Kriseninterventionsorganisation in ausserordentlichen Lagen
(KIO Gas).

Fur die Moglichkeit zur Stellungnahme danken wir Ihnen bestens.

Freundliche Grusse

IM NAMEN DES REGIERUNGSRATES

sig. sig.
Peter Hodel Andreas Eng
Landammann Staatsschreiber
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Consiglio di Stato

Piazza Governo 6

Casella postale 2170

6501 Bellinzona

telefono  +41 91 814 41 11

fax +41 91 814 44 35 .
e-mail can@tich Repubblica e Cantone
web www.ti.ch Ticino

Il Consiglio di Stato

Dipartimento federale dell’economia, della
formazione e della ricerca DEFR
3003 Berna

Invio per posta elettronica:
energie@blw.admin.ch

Ordinanza concernente la preparazione e I’attuazione delle misure di solidarieta
volte a garantire I'approvvigionamento di gas — Procedura di consultazione

Gentili signore,
egregi signori,

ci riferiamo alla consultazione in oggetto e di seguito esponiamo le nostre considerazioni.

L’'ordinanza in questione definisce le norme per I'attuazione dell’Accordo trilaterale
oggetto di una recente procedura di consultazione, sulla quale abbiamo preso posizione
lo scorso 12 giugno 2024. Il progetto prevede di delegare I'attuazione dell’accordo alla
Societa Anonima Svizzera per il Gas Naturale (Swissgas). Si concorda con questo
approccio, ritenuto che Swissgas € proprietaria delle capacita del gasdotto di transito
destinate alla Svizzera. Facciamo tuttavia notare che questo gasdotto non € collegato
con la rete del Canton Ticino. Cio lascia presupporre possibili difficolta di applicazione
dell’accordo in caso di grave penuria di gas per i clienti operanti sul territorio cantonale.

Si chiede pertanto di sviluppare una strategia per 'attuazione delle misure preparatorie
(art. 14), che possa considerare i clienti del Canton Ticino alla stessa stregua di quelli
presenti nel resto della Svizzera e affidare al Consiglio federale, rispettivamente al
delegato all’approvvigionamento economico del Paese, il compito di vigilare in questo
Senso.

Ringraziandovi per la preziosa opportunita accordata di esprimerci in materia, vogliate
gradire, gentili signore ed egregi signori, 'espressione della nostra stima.

PER IL CONSIGLIO DI STATO

! Il Cancelffere s
Arnoldo Coduri

‘ti UJE‘
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Consiglio di Stato .
6501 Bellinzona 2di2

RG n. 4379 del 11 settembre 2024

Copia a:

— Consiglio di Stato (decs-dir@ti.ch; dfe-dir@ti.ch; di-dir@ti.ch; dss-dir@ti.ch; dt-dir@ti.ch; can-sc@ti.ch)
— Divisione economia (dfe-de@ti.ch)

Ufficio cantonale per I'approvvigionamento economico del Paese (tramite dfe-de@ti.ch)
— Deputazione ticinese alle camere federali (can-relazioniesterne@ti.ch)

Pubblicazione in internet

ti e
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Der Regierungsrat des Kantons Thurgau

Thurgau\‘i&

Staatskanzlei, Regierungskanzlei, 8510 Frauenfeld

Eidgendssisches Departement flr
Wirtschaft, Bildung und Forschung (WBF)
Herr Guy Parmelin

Bundesrat

3003 Bern

Frauenfeld, 24. September 2024
Nr. 638

Verordnung liber die Vorbereitung und Umsetzung der Solidarititsmassnahmen
zur Gewahrleistung der Gasversorgung

Vernehmlassung

Sehr geehrter Herr Bundesrat

Wir danken Ihnen fur die Méglichkeit der Stellungnahme zum Entwurf der Verordnung
uber die Vorbereitung und Umsetzung der Solidaritdtsmassnahmen zur Gewahrleistung
der Gasversorgung. Unsere Bemerkungen dazu finden Sie im beiliegenden Antwortfor-
mular.

Mit freundlichen Griissen

Der Prasident des Regierungsrates

\ N\ 1
UV X

De Staatsschréiber

/@2’

Beilage:
- Antwortformular

Regierungsgebaude, 8510 Frauenfeld
T +41 58 345 53 10
www.tg.ch



Von: Bissig Fredy

An: BWL-Energie

Betreff: Vernehmlassung Verordnung Uiber die Vorbereitung und Umsetzung der Solidaritdtsmassnahmen zur
Gewabhrleistung der Gasversorgung

Datum: Mittwoch, 25. September 2024 07:41:04

Sehr geehrte Damen und Herren

Die Unterlagen der titelerwahnten Vernehmlassung wurden von den Fachstellen der kantonalen
Verwaltung Uri gepruft.

Es sind keine Bemerkungen anzubringen.

Besten Dank fir die Moglichkeit zur Stellungnahme.

Freundlicher Gruss
Fredy Bissig

Kanton Uri

Baudirektion
Direktionssekretariat

Fredy Bissig

Koordination Plangenehmigungen
Klausenstrasse 2

6460 Altdorf

Telefon: +41 41 875 2609
E-Mail: Fredy.Bissig@ur.ch
Internet: www.ur.ch/bd
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canton de

CO SEILDET T

Chateau cantonal
1014 Lausanne

Monsieur le Conseiller fédéral
Albert Rosti

Chef du Département fédéral de

| environnement, des transports, de

| énergie et de la communication (DETEC)
Palais fédéral Nord
3003 Berne

Par courriel : energie@bwl.admin.ch
Réf.: ID 24 _COU 5677 Lausanne, le 2 octobre 2024

Réponse a la consultation fédérale sur I'ordonnance sur la préparation et la mise
en uvre des mesures de solidarit visant garantirla rovisionnement en gaz

Monsieur le Conseiller fédéral,

Le Conseil d Etat a examiné avec attention le pro et d ordonnance sur la préparation et la

mise en uvre des mesures de solidarité visant a garantir I'approvisionnement en gaz et
vous remercie de | avoir consulté.

Le Conseil d Etat soutient ce pro et d ordonnance et n a pas de remar ues particuliéres
formuler.

Tout en vous remerciant de | attention portée notre réponse, nous vous prions de croire,
Monsieur le Conseiller fédéral, |assurance de notre meilleure considération.

AU OMDUCO SEILDETAT
LA PRESIDENTE LE CHANCELIER

ey,
AR

Christelle Luisier Brodard Michel Staffoni
Copies
e OAE
e DGE
CONSEIL DETAT

www.vd.ch T41213164159
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Baudirektion

Kanton Zug

Baudirektion, Postfach, 6301 Zug
Per E-Mail

energie @bwl.admin.ch

T direkt +41 41 594 29 94
roman.wuelser@zg.ch

Zug, 23. September 2024 RW/las
Laufnummer: 55197

Verordnung liber die Vorbereitung und Umsetzung der Solidarititsmassnahmen zur
Gewadhrleistung der Gasversorgung
Stellungnahme des Kantons Zug

Sehr geehrte Damen und Herren

Am 26. Juni 2024 hat das Eidgendssische Departement fir Wirtschaft, Bildung und Forschung
WBF den Kanton Zug in der obgenannten Angelegenheit zur Vernehmlassung eingeladen. Der
Regierungsrat hat das Geschéft an die Baudirektion zur direkten Erledigung Giberwiesen. Wir
aussern uns dazu gerne wie folgt:

Wir begrissen die Verordnung iiber die Vorbereitung und Umsetzung der Solidaritaitsmassnah-
men zur Gewahrleistung der Gasversorgung. Die Massnahmen sind aus unserer Sicht verhalt-
nisméssig und dienen einer umfassenden Energieversorgungssicherheit.

Wir danken lhnen fir die Moglichkeit zur Stellungnahme.

Freundliche Grilisse
Baudirektion

e

Florian Weber
Regierungsrat

Kopie an: ,
- Volkswirtschaftsdirektion, info.vds @zg.ch
- Amt fir Umwelt, info.afu@zg.ch

Aabachstrasse 5, 6300 Zug
T +41 41 594 53 00

Versandt am; 7§, SEP. 2024 zg.ch/baudirektion
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Verordnung iiber die Vorbereitung und Umsetzung der Solidaritatsmass-
nahmen zur Gewahrleistung der Gasversorgung (Vernehmlassung)

Sehr geehrter Herr Bundesrat

Mit Schreiben vom 26. Juni 2024 haben Sie uns eingeladen, zum Entwurf der Verordnung
Uber die Vorbereitung und Umsetzung der Solidaritdtsmassnahmen zur Gewahrleistung
der Gasversorgung Stellung zu nehmen. Wir danken lhnen fir diese Gelegenheit und
aussern uns wie folgt:

Wir begrussen die Anstrengungen des Bundesrates zur Aufrechterhaltung der Gasver-
sorgung der geschutzten Kundinnen und Kunden in Krisenzeiten.

Als geschutzte Kundinnen und Kunden gelten gemass Art. 2 des vorliegenden Verordnungs-
entwurfs u.a. die Polizei, die Feuerwehr und die Rettungsdienste (Bst. d).

Antrag: Da auch der Zivilschutz auf die Versorgung mit Gas angewiesen sein kann, soll er
ebenfalls als geschutzter Kunde in Art. 2 Bst. d aufgefiihrt werden.

Freundliche Grusse

Im Namen des Regierungsrates

Die Prasidentin: Die Staatsschreiberin:

Q, (L\. /( /d\“vq |

Natalie Rickli Dr. Kathrin Arioli
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Sozialdemokratische Partei der Schweiz / Parti Socialiste Suisse
Zentralsekretariat / Secrétariat central

Theaterplatz 4, 3011 Bern

Postfach / Case postale, 3001 Bern

Tel. 031 329 69 69/ cecile.heim@spschweiz.ch

www.spschweiz.ch / www.pssuisse.ch

Bundesamt fUr wirtschaftliche Landesversorgung BWL
Bernastrasse 28

3003 Bern

Per Mail an: energie@bwl.admin.ch

Bern, 16. Oktober 2024

Verordnung uber die Vorbereitung und Umsetzung der
Solidaritatsmassnahmen zur Gewahrleistung der Gasversorgung:
Stellungnahme der SP Schweiz

Sehr geehrter Herr Bundesrat,
Sehr geehrte Damen und Herren

Besten Dank fur die Einladung zur Teilnahme an der obenstehenden Vernehmlassung. Gerne
unterbreiten wir Ihnen die folgende Stellungnahme.

Am 19. Marz 2024 hat der Vorsteher des UVEK im Auftrag des Bundesrats ein Abkommen uber
Solidaritatsmassnahmen zur Gewahrleistung der sicheren Gasversorgung zwischen der
Schweiz, Deutschland und Italien unterzeichnet. Das Abkommen uber Solidaritatsmassnahmen
zur Gewahrleistung der sicheren Gasversorgung zwischen Deutschland, Italien und der Schweiz
ermoglicht es der Schweiz, in einer schweren Mangellage, nach Ergreifung samtlicher im Inland
moglichen Massnahmen bei den beiden anderen Vertragsstaaten um Solidaritat zur Versorgung
der geschutzten Kundinnen und Kunden ersuchen. Im Gegenzug kann auch die Schweiz im
Notfall um Solidaritat angefragt werden. Die drei Staaten garantieren zudem, bei Umsetzung der
Solidaritatsmassnahmen die bestehenden Transportkapazitaten in ihren Netzen nicht
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einzuschranken. Die innerstaatliche Umsetzung des Solidaritditsabkommen soll mittels des
vorliegenden Verordnungsentwurfs erfolgen.

Kernstiick des Verordnungsentwurfs ist die Ubertragung der Zustandigkeit fiir die 6ffentliche
Aufgabe der Vorbereitung und operativen Umsetzung des Abkommens an die Schweizerische
Aktiengesellschaft fiir Erdgas (nachstehend «Swissgas»). Die Ubertragung ist erforderlich, da es
in der Schweiz aufgrund der fehlenden gesetzlichen Grundlage keinen von der Gaswirtschaft
entflochtenen Marktgebietsverantwortlichen gibt, der die Aufgabe wahrnehmen kénnte. Die
Swissgas ist fur die Aufgabe geeignet, da sie langjahrige Erfahrungen im Netzbetrieb und den
zugehorigen Transportaktivitdten mitbringt. Zudem ist sie im Besitz der fur die Schweiz
bestimmten Kapazitaten der Transitgasleitung.

Die SP Schweiz setzt sich primar fur eine klima- und umweltfreundliche Energiebeschaffung und
somit fur den Ausbau erneuerbarer Energien ein. Diese Zielsetzung erachten wir als
unabdingbar, um die schnellstmdglich Dekarbonisierung des Energiesektors zu erreichen.
Solange die Umstellung von fossilen auf erneuerbare Energien vollstandig gelungen ist, bleiben
wir jedoch unter anderem von einer sicheren Gasversorgung abhangig. Aus diesem Grund
begriissen wir die vorliegenden Verordnungen zum trilateralen Solidaritdtsabkommen zwischen
Deutschland, Italien und der Schweiz. Wir heissen auch die Zuweisung der Zustandigkeit an
Swissgas gut, die uns vernunftig und pragmatisch scheint. Denn, um unabhangig von
russischem Gas zu werden, wahrend immer noch die Gasversorgungssicherheit gewahrleisten
zu kdnnen, sind ein solches Abkommen und die ausgearbeiteten Verordnungen notwendig.

Wir danken fur die Berucksichtigung unserer Anliegen.

Freundliche Grisse

SP Schweiz

Hatla /%/ - Lt 2
Mattea Meyer Cédric Wermuth ACécile Heim
Co-Prasidentin Co-Prasident Politische Fachreferentin
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Eidgendssisches Departement flr
Wirtschaft, Bildung und Forschung WBF
Bundesrat Guy Parmelin

Elektronisch an:
energie@bwl.admin.ch

Bern, 17. Oktober 2024

Verordnung iiber die Vorbereitung und Umsetzung der Solidaritatsmassnah-
men zur Gewahrleistung der Gasversorgung

Antwort der Schweizerischen Volkspartei (SVP)

Sehr geehrter Herr Bundesrat
Sehr geehrte Damen und Herren

Wir bedanken uns fir die Gelegenheit zur vorliegenden Verordnung die Stellung-
nahme der SVP kommunizieren zu durfen.

Die SVP hat im ersten Vernehmlassungsverfahren grundsatzlich ihre Unterstltzung
flr dieses Gasversorgungs-Abkommen mit Deutschland und Italien zum Ausdruck ge-
bracht. Klausel 11 des Abkommens, das sich mit Streitbeilegung zwischen den Unter-
zeichnerstaaten befasst, war jedoch ein Streitpunkt, da die SVP der Ansicht ist, dass
sie die Schweiz als einziges Nicht-EU-Land in eine unfaire Nachteilsposition bringen
kann. Dies, weil die Schweiz vor einem internationalen Gericht gegen die Interessen
von zwei EU-Lander argumentieren musste. In der vorliegenden Verordnung wurde
dieses Problem nicht ausreichend behandelt, und es gibt kaum Erlauterung dazu, wie
die Schiedsklausel gesetzlich definiert werden sollte.

Es bedarf einer Erweiterung der Schiedsklausel, um sicherzustellen, dass die
Schweiz in der Streitbeilegung nicht in eine ungerechtfertigte Nachteilsposi-
tion gerat, weil sie als nicht-EU Staat in der Minderheit ist. Aus diesem Grund
kann die SVP diese Verordnung derzeit nicht unterstiitzen, bis die Schieds-
klausel ausdriicklich geandert wird, um das Problem einer fairen Konfliktlo-
sung anzugehen.

Abgesehen von dieser Schiedsklausel scheint die restliche Verordnung lber die Vor-
bereitung und Umsetzung der Solidaritdtsmassnahmen in Ordnung zu sein und kdnnte
bei einer Anderung der genannten Klausel auf die grundsétzliche Unterstiitzung der
SVP hoffen.


mailto:energie@bwl.admin.ch

Schweizerische Volkspartei Generalsekretariat / Sécrétariat général
Union Démocratique du Centre Postfach, 3001 Bern ,Tel. 031 300 58 58
Unione Democratica di Centro  gs@svp.ch / www.svp.ch /

Partida Populara Svizra IBAN: CH80 0900 0000 3000 8828 5

Wir danken Ihnen flr die Beriicksichtigung unserer Stellungnahme und stehen flr
weitere Ruckfragen gerne zur Verfiigung.

SCHWEIZERISCHE VOLKSPARTEI

Der Parteiprasident Der Generalsekretar
- .-"-I-r
Marest | ghtiy o e

Marcel Dettling Henrique Schneider
Nationalrat
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Madame, Monsieur,
Dans votre courrier du 26 juin 2024, vous nous avez soumis |'objet cité en titre pour consultation. Nous tenons
a vous remercier de nous avoir donné |'occasion d'exprimer notre point de vue au nom des 1500 communes

affiliées a I’Association des Communes Suisses (ACS).

Toutefois, aprés avoir étudié les documents, nous vous informons que I’ACS ne prendra pas position sur cet
objet.

Meilleures salutations,

Maude Schreyer-Gonthier

Association des Communes Suisses
Responsable des secteurs politiques

Energie, aménagement du territoire, mobilité
Holzikofenweg 8

Case postale

3001 Berne

T:031 38070 03
maude.schreyer-gonthier@chgemeinden.ch

www.chcommunes.ch

Jours de travail : mardi, jeudi, vendredi
b ]

ACS — Ensemble pour des communes fortes

L’Association des Communes Suisses défend les intéréts des communes au niveau fédéral. Elle s’engage a ce
que la marge de manocsuvre des communes ne soit pas continuellement restreinte. Elle informe dans la
«Commune Suisse» — voici le lien vers I’édition actuelle — sur son site internet et lors des réunions
spécialisées sur des dossiers importants en matiére de politique communale et sur des bons exemples
pratiques. Elle encourage I’échange entre les communes avec le but d’augmenter leur capacité de
performance.


mailto:Maude.Schreyer-Gonthier@chgemeinden.ch
mailto:energie@bwl.admin.ch
mailto:maude.schreyer-gonthier@chgemeinden.ch
http://www.chcommunes.ch/
https://twitter.com/CH_Gemeinden
https://www.linkedin.com/company/association-des-communes-suisses
https://www.facebook.com/pages/Schweizerischer-Gemeindeverband/498533050266466?sk=timeline&ref=page_internal
https://www.instagram.com/chgemeinden/
http://chgemeinden.ch/de/index.php
http://www.commune-suisse.ch/

















\|’

Schweizerischer Stadteverband \u W
. . . AN
Union des villes suisses "™ w
Unione delle citta svizzere

Eidgendssisches Departement fir
Wirtschaft, Bildung und Forschung WBF

Per Mail: energie@bwl.admin.ch

Bern, 24. September 2024

Verordnung uber die Vorbereitung und Umsetzung der Solidaritdtsmassnahmen zur Gewéahr-
leistung der Gasversorgung
Vernehmlassung

Sehr geehrter Herr Bundesrat
Sehr geehrte Damen und Herren

Wir danken lhnen bestens fiir die Gelegenheit, zur Verordnung liber die Vorbereitung und Umsetzung
der Solidaritaitsmassnahmen zur Gewabhrleistung der Gasversorgung Stellung nehmen zu kénnen.
Stadte spielen in der Energiepolitik eine zentrale Rolle: als Planungs- und Bewilligungsbehorden, als
Eigentiimer von Energieversorgungsunternehmen (Strom, Gas und Warme) sowie durch ihre Vorbild-
funktion gegentber der Bevolkerung und der Wirtschaft. Zudem befinden sich die meisten Energiever-
braucherinnen und -verbraucher in Stadten, stadtischen Gemeinden und Agglomerationen. Diese sind
ihrerseits grosse Bezulgerinnen. Aus diesem Grund misst der Schweizerische Stadteverband (SSV)
Massnahmen, die zur Starkung der Energieversorgungssicherheit beitragen, eine besondere Bedeu-
tung bei.

Allgemeine Einschéatzung

Die vorliegende Verordnung fokussiert auf einen zentralen Aspekt der Schweizer Energieversorgung,

indem sie vorbeugende Massnahmen zur Sicherstellung der Gasversorgung in Krisensituationen fest-
legt und die Voraussetzungen fiir eine solidarische und koordinierte Krisenbewdltigung schafft. Die Si-
cherung der Energieversorgung bildet eine wesentliche Grundlage fir das reibungslose Funktionieren
unserer Gesellschaft.

Kritische Infrastrukturen und Sektoren wurden identifiziert und priorisiert, um im Falle eines Gasversor-
gungsengpasses bevorzugt behandelt zu werden. Der Bund kann Massnahmen zur Steuerung und
Verteilung der Gaslieferungen anordnen, um eine gerechte Versorgung zu gewahrleisten und diese
identifizierten, kritischen Infrastrukturen zu schitzen.

Gasversorger sind verpflichtet, regelméassig Informationen zur aktuellen Gasversorgungslage an den
Bund zu Gibermitteln, um eine kontinuierliche Uberwachung der Situation sicherzustellen.

Monbijoustrasse 8, Postfach, 3001 Bern
Telefon +41 31 356 32 32
info@staedteverband.ch, www.staedteverband.ch
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Stellungnahme
Aufgrund der aktuellen Weltlage ist es aus Sicht des Stadteverbands sehr wichtig, sich mit Notsituatio-
nen und mit Engpéssen verbundenen Solidaritdtsmassnahmen im Bereich der Gasversorgung ausei-

nanderzusetzen.

Festleqgung der geschitzten Kundschaft, deren Reduktionsverpflichtungen und Reporting

Solidaritatsmassnahmen dirfen ausschliesslich zugunsten der durch Solidaritéat geschutzten Kundin-
nen und Kunden beantragt werden. Sollte die Schweiz im Gegenzug um Solidaritat gebeten werden,
sind diese geschitzten Kundinnen und Kunden gemass erlauterndem Bericht zwar von einer Kontin-
gentierung ausgenommen, kénnten aber dazu verpflichtet werden, ihren Verbrauch zu reduzieren
oder bestimmte Nutzungen einzustellen.

Aus Sicht des Stadteverbands ist unklar, wie diese Reduktionsverpflichtungen definiert werden sowie
wie diese technisch umgesetzt, kontrolliert und durchgesetzt werden kénnen. Hier fordert der Stadte-
verband Prazisierungen.

Artikel 3 der Verordnung beschreibt, wie der Gasbedarf der durch Solidaritat geschiitzten Kundschaft

ermittelt wird. Die Verantwortlichen der Bilanzzonen sowie Swissgas sind verpflichtet, taglich die erfor-
derlichen Angebots- und Verbrauchsdaten zu liefern. Auch an diesem Punkt bleiben jedoch aus Sicht

des Stadteverbands viele Fragen zur praktischen Umsetzung, zur Machbarkeit und zur Notwendigkeit
eines taglichen Reportings offen.

Eine weitere Forderung seitens der Stadte ist, dass Bildungseinrichtungen ebenfalls als geschiitzte
Kundinnen gelten.

Kostenabwalzung im Falle von Solidarititsmassnahmen

Falls die Schweiz Solidaritditsmassnahmen in Anspruch nehmen musste, ware je nach Schwere der
Situation unklar, in welchem Umfang diese greifen und welche Kosten dadurch fur die Betroffenen ent-
stehen. Im erlauternden Bericht steht unter Kapitel 5.3: «Die Kosten, die durch den Kauf von Gas im
Rahmen der Solidaritdtsmassnahmen entstehen, werden von den Endkundinnen und -kunden getra-
gen, die von diesen Massnahmen profitieren. Der Verrechnungsprozess erfolgt analog zur tblichen
Kostenverrechnung der Gasversorger.»

Diese Kosten kdnnten fur die Haushalte unerwartet hoch und in ihren Budgets nicht eingeplant sein.
Falls diese Kosten fur die Haushalte unverhaltnismassig hoch werden, sollte der Bund aus Sicht des
Stadteverbands einen Teil dieser Kosten zu Ubernehmen. Dies schlug der Stadteverband bereits in
seiner Stellungnahme zum «Abkommen uber Solidaritaitsmassnahmen zur Gewahrleistung der siche-
ren Gasversorgung zwischen der Schweiz, Deutschland und Italien» vor.

Der vorliegende Verordnungsentwurf hat diesbeziiglich nichts vorgesehen. Aus diesem Grund stellt
der Stadteverband folgenden, erganzenden Antrag:

Antrag: Art. 4

Art. 4 Einholen von Angeboten fiir freiwillige Solidaritditsmassnahmen

Seite 2/3
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3 Swissgas ist verpflichtet zu prifen, ob die Tarife fur Gaslieferungen aus Deutschland und/oder Ita-
lien den Ublichen Tarifen fir geschitzte Kunden entsprechen. Sollte dies nicht der Fall sein, muss
Swissgas den Bundesrat informieren, der die notwendigen Massnahmen ergreifen wird, um einen
unverhaltnismassigen Anstieg der Kosten zu verhindern.

Verstarkung des Ausbaus der erneuerbaren Energien

Abschliessend stellt der Stéadteverband fest, dass es zwar sinnvoll und notwendig ist, sich auf Krisen-
situationen und Engpasse vorzubereiten, die praktische Umsetzung der Verordnung jedoch weiterhin
viele Fragen offenlasst. Langfristig wird der verstarkte Ausbau erneuerbarer Energien und die damit
mdogliche Senkung des Gasverbrauchs als die beste Losung angesehen, um die Abhangigkeit von
auslandischen Gaslieferungen zu verringern.

Wir danken Ihnen fir die Beriicksichtigung unserer Anliegen.

Freundliche Griisse

Schweizerischer Stadteverband

Prasident Direktor
[L 12 sz(
Anders Stokholm Martin Fligel

Stadtprasident Frauenfeld

Kopie:  Schweizerischer Gemeindeverband

Seite 3/3
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Eidgentssisches Departement fiir
Wirtschaft, Bildung und Forschung WBF
3003 Bern

Ausschliesslich per E-Mail an:
energie@bwl.admin.ch

17. Oktober 2024

Verordnung lUber die Vorbereitung und Umsetzung der Solidaritdtsmassnahmen zur
Gewahrleistung der Gasversorgung: Stellungnahme economiesuisse

Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 26. Juni haben Sie uns eingeladen, zur im Betreff genannten Vorlage Stellung zu
nehmen. Wir danken lhnen fur diese Mdglichkeit.

Obwonhl der Grossteil der Schweizer Wirtschaft — als nicht durch Solidaritat geschitzte Kunden — nicht
vom Solidaritdtsabkommen mit Deutschland und Italien profitiert, hat economiesuisse dieses
Abkommen mit Stellungnahme vom 17. Juni beflrwortet. Das Abkommen starkt insgesamt die
Versorgungssicherheit der Schweiz und dient als wichtiges, zusatzliches Sicherheitsnetz fur den
hoffentlich ausbleibenden Fall einer Energiemangellage.

Bei der Operationalisierung ist generell darauf zu achten, dass die administrativen Aufwénde tief
bleiben und die zustandigen Unternehmen der Gasbranche tber ausreichende Rechtssicherheit
verfugen. In diesem Zusammenhang verweisen wir auf die Stellungnahme unseres Mitglieds VSG.

Aus Sicht der industriellen Grossverbraucher (an dieser Stelle verweisen wir auch auf die
Stellungnahme unseres Mitglieds IGEB) sind drei Anforderungen an die Verordnung besonders wichtig:

1. Leistet die Schweiz gegenlber Deutschland oder Italien Solidaritat und stellen die nicht-
geschuitzten Verbraucher hierfir Gasmengen zur Verfiigung, braucht es eine angemessene
Entschadigung dieser Leistung (Art. 13). Es ist insbesondere sicherzustellen, dass keine
Quersubvention von geschitzten Verbrauchern durch nicht-geschitzte Verbraucher erfolgt.

2. Ersucht die Schweiz um Solidaritat und stellt ihren geschiitzten Verbraucherinnen und
Verbrauchern damit zuséatzliche Gasmengen zur Verfiigung, ist zu gewéhrleisten, dass die
resultierenden Kosten auch ausschliesslich den geschitzten Kunden belastet werden (Art. 7).

economiesuisse Verband der Schweizer Unternehmen
Hegibachstrasse 47 Fédération des entreprises suisses
Postfach Federazione delle imprese svizzere
CH-8032 Ziirich Swiss Business Federation

Telefon +41 44 421 35 35 www.economiesuisse.ch
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3. Beim Einholen freiwilliger Angebote fur die Leistung von Solidaritat im Ausland ist zwingend eine
Konsultation der betroffenen Akteure auf der Nachfrageseite in der Schweiz (also der nicht-
geschitzten Kunden, insb. industrielle Grossverbraucher) vorzusehen (Art. 8 und 9).

Aus unserer Sicht sind diese Punkte explizit in der Verordnung festzuhalten, um die Rechtssicherheit
fur alle Beteiligten zu erhéhen.

Wir danken lIhnen vielmals fir die Berlcksichtigung unserer Anliegen und stehen bei Riuckfragen
jederzeit gerne zur Verfigung.

Freundliche Griisse

economiesuisse

ey

Lukas Federer
Mitglied der Geschéftsleitung, Bereichsleiter Stv. Bereichsleiter Umwelt, Energie und
Umwelt, Energie und Infrastruktur Infrastruktur




Dachorganisation der Schweizer KMU
Organisation faitiere des PME suisses
Organizzazione mantello delle PMI svizzere
Umbrella organization of Swiss SME

sgv@usam

Herr Bundesrat Parmelin

Eidgenodssisches Departement fur Wirtschatft,
Bildung und Forschung (WBF)

Bundeshaus Ost

3003 Bern

energie@bwl.admin.ch

Bern, 21. Oktober 2024 sgv-dp/ap

Vernehmlassungsantwort: Verordnung tber die Vorbereitung und Umsetzung der Solidaritats-
massnahmen zur Gewahrleistung der Gasversorgung

Sehr geehrter Herr Bundesrat Parmelin, sehr geehrte Damen und Herren

Als grosste Dachorganisation der Schweizer Wirtschaft vertritt der Schweizerische Gewerbeverband
sgv Uber 230 Verbande und tber 600 000 KMU, was einem Anteil von 99.8 Prozent aller Unternehmen
in unserem Land entspricht. Im Interesse der Schweizer KMU setzt sich der grosste Dachverband der
Schweizer Wirtschaft fur optimale wirtschaftliche und politische Rahmenbedingungen sowie fiir ein un-
ternehmensfreundliches Umfeld ein.

Mit Publikation vom 26. Juni 2024 Iadt das Eidgendssische Departement fiir Wirtschaft, Bildung und
Forschung (WBF) ein, zur innerstaatlichen Umsetzung des kirzlich ausgehandelten Solidaritatsabkom-
men im Gasbereich Stellung zu nehmen. Der Schweizerische Gewerbeverband sgv dankt fir die Mog-
lichkeit zur Stellungnahme.

Der sgv begriisst die Vorlage und hofft, dass damit ein entscheidender Beitrag zu einer resilienteren
Gasversorgung in der Schweiz auch im Krisenfall geleistet wird. Dennoch sehen wir folgende Verbesse-
rungsmaoglichkeiten:

Bei freiwilligen Solidaritatsmassnahmen sollen entstehende Forderungen der Marktteilnehmer durch
staatliche Garantien abgesichert werden. Dies ist eine wichtige Randbedingung, um sicherzustellen,
dass Swissgas in die Lage versetzt wird, voraussichtlich erforderliche und mdglichst preiswerte Zwi-
schenfinanzierungen zu gewahrleisten (Art. 7 Abs. 1).

Weiter ist darauf zu achten, dass die Versorger situationsbedingt zulasten der Kunden keine Gibermassi-
gen Gewinne erzielen. Die Weiterverrechnung hat sich an den Kosten zu orientieren und verursacher-
gerecht zu erfolgen.

Wir danken fir die Kenntnisnahme und die gebihrende Beriicksichtigung unserer Hinweise.

Freundliche Griisse

Schweizerischer Gewerbeverband sgv

—
< —
N (s \
A i) ™\
Urs Furrer Patrick Diummler
Direktor Ressortleiter
Schweizerischer Gewerbeverband Union suisse des arts et métiers Unione svizzera delle arti e mestieri

Schwarztorstrasse 26, Postfach, 3001 Bern - Telefon 031 380 14 14, Fax 031 380 14 15 - info@sgv-usam.ch
www.sgv-usam.ch | www.x.com/gewerbeverband | www.facebook.com/sgvusam | www.linkedin.com/company/sgv-usam
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Kontakt
Telefon
E-Mail

Energie Wasser Bern
Unternehmensentwickiung
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Bildung und Forschung

energie@bwl.admin.ch

Waiter Schaad
+41 31321 34 18
walter.schaad@ewb.ch

16. September 2024

Vernehmlassung der Verordnung liber die Vorbereitung zur Umset-
zung der Solidaritaitsmassnahmen der Gasversorgung

Stellungnahme Energie Wasser Bern

Sehr geehrte Damen und Herren

Wir bedanken uns fir die Gelegenheit, zur Vernehmlassungsvorlage der Verordnung
Uber die Vorbereitung der Gas-Solidaritaitsmassnahmen Stellung nehmen zu dirfen.

Energie Wasser Bern stellt die Versorgung der Stadt Bern und teilweise der umliegen-
den Gemeinden mit Strom, Gas, Fernwadrme und Wasser sicher, verwertet Abfall zu
thermischer und elektrischer Energie und bietet verschiedene energienahe Dienst-
leistungen an. Das Unternehmen setzt sich fir eine sichere und wirtschaftliche Ener-
gieversorgung mit méglichst geringem 6kologischem Fussabdruck ein. Energie Was-
ser Bern engagiert sich fur die Umsetzung der Energiestrategie 2050 und die Energie-
und Klimastrategie der Stadt Bern.



Energie Wasser Bern
Vernehmlassung Vorbereitungsverordnung Gas-Solidaritdtsabkommen
16. September 2024

1. Genereller Kommentar zum Solidaritdtsabkommen und zur Verordnung liber
die Vorbereitungsmassnahmen

Energie Wasser Bern bedankt sich bei den federflhrenden Behérden und den Vertre-
tungen der Gasbranche flr das Engagement zur Erreichung des Gas-Solidaritatsab-
kommens. Die Versorgungssicherheit beim Gas wie auch beim Strom kénnen nur im
Verbund mit den europaischen Partnerstaaten gewahrleistet werden. Im gleichen
Sinne kdénnen Krisen in der Energieversorgung nur in der internationalen Zusammen-
arbeit vernlnftig bewaltigt werden. Aus dieser Sicht ist das Abkommen mit Deutsch-
land und ltalien ein erfreuliches Signal zur Zusammenarbeit bei der Energieversor-
gung und der Notfallvorsorge.

Im Solidaritatsfall dirften Behérden und Gaswirtschaft vor grosse Herausforderungen
gestellt werden. Die Vorgehensweisen zur Ermittlung des Solidaritdtsbedarfs bzw.
-angebots sind sehr komplex, und die zeitlichen Restriktionen in der Abwicklung be-
dingen, dass die Prozesse reibungslos und effizient funktionieren. Deshalb wird es in
Erganzung zur Vorbereitungsverordnung, die im Moment nur die generellen Eckwerte
ausweist, detaillierte Ablaufbeschreibungen, Dokumentvoriagen und allenfalls eine
Datenbanklésung bendétigen, um die Prozesse im Ernstfall straff und zeitgerecht abwi-
ckeln zu kénnen.

Fur einen Verteilnetzbetreiber wie Energie Wasser Bern sind Verordnung und Erlaute-
rung noch zu wenig aussagekraftig, um sich auf einen Solidaritatsfall vorbereiten zu
kénnen. Wir verweisen diesbezuglich explizit auf unseren Kommentar zum Artikel 14
der Verordnung, wo die Verteilnetzbetreiber zur Erstellung von Konzepten flr die Um-
setzung des Solidaritatsfalles verpflichtet werden.

2. Umsetzung des Solidaritatsfalles durch die Verteilnetzbetreiber
Referenz: Artikel 6, Entgegennahme und Weitergabe der Gasmengen

Nach Artikel 6, Absatz 3 der Verordnung sorgen die lokalen Gasnetzbetreiber dafir,
dass das «Solidaritdtsgas» an die geschitzten Verbraucher weitergegeben wird. Das
wird problemlos mdglich sein, solange das ganze Gasnetz in Betrieb ist. Sollte die Be-
stimmung dieses Artikels aber implizit erfordern, dass die Lieferung von Solidaritats-
gas zu den nicht geschutzten Verbrauchern verhindert wird, wére eine Umsetzung nur
mit enormem Aufwand mdglich.

Ein in Betrieb stehendes Gasnetz macht keine Unterscheidung, ob der Gasfluss zu
geschutzten oder zu ungeschitzten Verbrauchern stattfindet. Misste das Gas aus-
schliesslich flir die geschitzten Verbraucher vorbehalten sein und ungeschiitzte Ver-
braucher von der Verwendung ausgeschlossen werden, miisste bei allen ungeschiitz-
ten Verbrauchern die Gaszufuhr physisch abgeriegelt werden. Dies ware einerseits fur
das Schliessen der Absperrarmaturen, aber noch vielmehr fur die Wiederinbetrieb-
nahme der Anschliisse eine gewaltige Herausforderung (siehe SVGW-Empfehlung
1010).

Soll davon ausgegangen werden, dass nicht geschiitzte Verbraucher ihren Gasbezug
bereits auf einen Kontingentierungssatz von 0% reduziert haben (sprich: sie betreiben
keine gasbetriebenen Anlagen und Gerate mehr) und deshalb ohnehin kein Solidari-
tatsgas beziehen, ist anzumerken, dass die Gasnetzbetreiber in den meisten Fallen
keine Mdglichkeit haben, darliber eine Kontrolle auszuliben. Nur bei einigen wenigen
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Energie Wasser Bern
Vernehmlassung Vorbereitungsverordnung Gas-Solidaritatsabkommen
16. September 2024

Grossverbrauchern mit Zahlerfernauslesung ist eine Echtzeitkontrolle méglich, dass
kein Gas bezogen wird.

Die konkreten Erwartungen an Gasnetzbetreiber im Hinblick auf Artikel 6, Absatz 3,
mussen in der Verordnung, in der Erlauterung oder in subsididren Branchendokumen-
ten prazisiert werden. Mit den bisher vorliegenden Informationen kénnen sich die Gas-
netzbetreiber nicht adaquat auf die Umsetzung des Gas-Solidaritatsfalles vorbereiten.

3. Konzepte zur Umsetzung der Vorbereitungsmassnahmen
Referenz: Artikel 14, Umsetzungskonzepte

Die Rolle der Gasnetzbetreiber erschliesst sich aus den jetzt vorliegenden Verord-
nungsbestimmungen und Erlauterungen noch nicht vollstandig (siehe oben), deshalb
ist es ihnen auch kaum maglich, im Sinne von Artikel 14 Umsetzungskonzepte zu er-
stellen.

Wir denken dabei insbesondere an die Rolle der Gasnetzbetreiber im Falle von Soli-
daritdtsanfragen aus Deutschland oder Italien, wenn potentielle Gasangebote von
Grosskunden («Marktteilnehmer») aus dem eigenen Versorgungsgebiet eingeholt und
an Swissgas weitergeleitet werden sollen. Sollte dies effektiv die Rolle der Netzbetrei-
ber sein, waren daflir umfangreiche Vorbereitungsarbeiten in Zusammenarbeit mit
Grosskunden erforderlich. Basis daflir missten schweizweit harmonisierte Prozesse
und Vorlagen sein.

Die Verordnung selbst dirfte nicht das richtige Gefass sein, alle Details der Solidari-
tatsablaufe zu regeln. Es wird aber auf Ebene der Erlauterungen oder dann seitens
Wirtschaftlicher Landesversorgung/KIO ein Regelwerk zu den Rollen der verschiede-
nen Akteure und den Ablaufen geben missen, analog zu den Handbiichern und Hilfs-
mitteln fUr die Kontingentierung oder die Umschaltung der Zweistoffanlagen (siehe
KIO.swiss).

Wir danken Ihnen fiir die Beriicksichtigung unserer Anliegen und stehen lhnen bei
Rickfragen zu unserer Stellungnahme gerne zur Verfligung.

/

Energie Wasser Bern
i > ‘ Q A
. A
uJ f ( A ez

Dr. Walter Schaad Sara Kurtovic
Experte Nachhaltigkeit Leiterin Public Affairs
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Geschdftsstelle Energie des Bundesamtes fUr wirtschaftliche Landesversorgung
Energie@bwl.admin.ch

Paradiso, 17- Oktober 2024

Betreff: Stellungnahme zum Verordnungsentwurf zur Umsetzung des
Solidaritatsabkommens

Sehr geehrte Damen und Herren

Wir bedanken uns fur die Gelegenheit, zum Verordnungsentwurf Uber die Vorbereitung
und DurchfUhrung von Solidaritdtsmassnahmen zwischen Deutschland, Italien und der
Schweiz Stellung nehmen zu kénnen. Als Branchenunternehmen unterstUtzen wir die
Initiativen zur Sicherstellung einer zuverldssigen Gasversorgung in der Schweiz auch unter
schwierigen Bedingungen nachdricklich und schatzen die vertiefte Zusammenarbeit mit
unseren europdischen Partnern.

Die FluxSwiss Sagl schliesst sich der Stellungnahme des Verbands Schweizerischer
Gasindustrie (VSG) an und hat darUber hinaus keine weiteren Bemerkungen.

Wir danken Ihnen fur die BerUcksichtigung unserer Position und stehen fUr weitere
Fragen gerne zur Verflgung.

£

Erik Vennekens Raoul Raffagli
CEO Deputy CEO

FluxSwiss Sagll

Via delle Scuole 8
6900 Paradiso
Schweiz

fluxswiss%

fluxys



SWISSGAS &

Per E-Mail

energie@bwl.admin.ch

Bundesamt fir wirtschaftliche Landesversorgung
3003 Bern

Bearbeitet von: Ge/Ka Zurich, 16. Oktober 2024

Verordnung iiber die Vorbereitung und Umsetzung der Solidarititsmassnahmen zur Gewahr-

leistung der Gasversorgung — Stellungnahme Swissgas AG

Sehr geehrte Damen und Herren

Wir bedanken uns fir die Gelegenheit zur Stellungnahme betreffend Verordnung tber die Vor-
bereitung und Umsetzung der Solidaritatsmassnahmen zur Gewahrleistung der Gasversorgung
(nachfolgend: Verordnungsentwurf) sowie dem erlduternden Bericht vom 26. Juni 2024 und
aussern uns gerne wie folgt:

Allgemeines

Swissgas kommen in der schweizerischen Erdgaswirtschaft bedeutende nationale Aufgaben im
Bereich Transport von Erdgas und erneuerbaren Gasen zu. Neben der wichtigen nationalen Ko-
ordination hat Swissgas drei zentrale Zielsetzungen, namlich der sichere Betrieb ihrer Anlagen,
eine sehr hohe Verfugbarkeit und das Angebot kostenglinstiger Transportleistungen zur siche-
ren Versorgung der Schweiz.

Entsprechend unterstitzt Swissgas den Abschluss des Solidaritdts-Abkommens zwischen lIta-
lien, Deutschiand und der Schweiz. Im Rahmen bestehender wichtiger vorsorglichen SoS-Mas-
snahmen stellt dieses Abkommen eine weitere Massnahme zur Unterstitzung der Versor-
gungssicherheit der Schweiz dar. Der Abschluss des Abkommens verbessert die Position der
Schweiz, was auch einem langjahrigen Anliegen von Swissgas entspricht.

Wir begriissen die im Verordnungsentwurf vorgesehene Ubertragung von éffentlichen, operati-
ven Aufgaben auf Swissgas bei gleichzeitigem Verbleib der regulatorischen Zustandigkeit und
Verantwortlichkeit im Solidaritatsfall beim Bund, insbesondere fiir die Festlegung von hoheitli-

chen Massnahmen.

Kostentragung

In Art. 1 Abs. 3 des Verordnungsentwurfs wird festgehalten, dass das WBF im Rahmen der be-
willigten Mittel die Abgeltung von Swissgas fur die Erfullung ihrer Aufgaben nach dieser Verord-
nung festlegt. Die Finanzierung erfolgt gemass erlauterndem Bericht durch die bestehenden

Gritlistrasse 44 - CH-8027 Zurich - Tel. +41 (0)44 288 34 00 - Administration@swissgas.ch - www.swissgas.ch



Mittel des BWL. Art. 7 des Verordnungsentwurfs ist zu entnehmen, dass Swissgas fur die (Vor-)
Finanzierungen und Weiterverrechnungen beziglich der freiwilligen und verpflichtenden Solida-
ritdtsmassnahmen im Zusammenhang mit VVorbereitungsmassnahmen zur Bearbeitung von Er-
suchen der Schweiz um Gaslieferungen sorgen soll. Im Falle eines Ersuchens des Auslands
um Gaslieferungen stellt Swissgas die Kosten der freiwilligen Solidaritditsmassnahmen gemass
Art. 12 des Verordnungsentwurfs der Vertragspartei in Rechnung.

Swissgas geht gestitzt auf die dem Verordnungskonzept zugrunde liegenden Anséatze, Bestim-
mungen und Erlduterungen davon aus, dass samtliche Kosten von Swissgas, welche bei der
Erfullung ihrer Aufgaben nach der vorliegenden Verordnung entstehen, - also auch die nicht ex-
plizit im Verordnungsentwurf oder dem erlduternden Bericht aufgefiihrten - nicht bei der Gesell-
schaft Swissgas verbleiben, sondern entweder vom Bund abgegolten oder méglichst verursa-
chergerecht und nicht diskriminierend weiterverrechnet werden kénnen, d.h. anrechenbare Kos-
ten bei der Berechnung der Netznutzungsentgelte darstellen. Dabei handelt es sich beispiels-
weise um Kosten im Zusammenhang mit den Vorbereitungsarbeiten geméss Art. 7 des Verord-
nungsentwurfs, Dienstleistungen im 24/7- Betrieb, Finanzierungskosten, Kosten eines allfélligen
Schiedsfalles, nicht rickforderbare Abgaben und Steuern oder Kosten, welche das BWL-
Budget Uberschreiten. Swissgas bittet Sie, dies in der Verordnung explizit festzuhalten bzw.
diesbezuglich klare Aussagen zur Kostentragung der Aufwendungen und Leistungen seitens
Swissgas zu machen.

Antrag:

Art. 1 Abs. 3 des Verordnungsentwurfs sei dahingehend zu ergdnzen, dass die Kosten, welche
bei und Uber Swissgas infolge vorbereitendem Aufbau und Betrieb ihrer Aufgaben mit Zielset-
zung gemass der vorliegenden Verordnung anfallen und nicht durch den Bund gedeckt sind an-
rechenbare Kosten fir das Netznutzungsentgelt darstellen.

Erganzend zu unserer vorliegenden Stellungnahme verweisen wir auf diejenige des Verbandes
der Schweizerischen Gasindustrie (VSG), welcher wir ebenfalls zustimmen.

Swissgas bedankt sich bei den zustiandigen Bundesbehérden fir die wertvolle Zusammenarbeit
und ist davon Uberzeugt, dass diese auch in Zukunft fortgefiihrt wird und steht den zusténdigen

Behérden weiterhin gerne zur Verfigung.

Abschliessend ersuchen wir Sie héflich um Berilicksichtigung unseres Antrages und stehen
Ihnen fur Rickfragen gerne zur Verflgung.

Freundliche Grisse

Swissgas
Schweizerische Aktiengeselilschaft fiir Erdgas /] /
\ e /OOZ/Z/

Ruedi Rohrbach

Christoph Geiger
Leiter Unternehmensentwicklung



Transitgas AG

Eidgendssisches Departement fir
Wirtschaft, Bildung und Forschung WBF
Geschéftsstelle

Energie des Bundesamtes fur wirtschaftliche
Landesversorgung

energie@bwl.admin.ch

Abteilung: Direktion

T +41(0)44 318 7575
e-mail: info@transitgas.ch
MWST Nr. CHE-105.838.933
Ref. Badertscher/Sinigaglia Zirich, 17.10.2024

Stellungnahme zum Verordnungsentwurf zur Umsetzung des Solidarititsabkommens

Sehr geehrte Damen und Herren

Wir bedanken uns fir die Gelegenheit, zum Verordnungsentwurf Uiber die Vorbereitung und Durchfiihrung von
Solidaritdtsmassnahmen zwischen Deutschland, Italien und der Schweiz Stellung nehmen zu kdnnen. Als
Branchenunternehmen unterstiitzen wir die Initiativen zur Sicherstellung einer zuverlassigen Gasversorgung in
der Schweiz auch unter schwierigen Bedingungen nachdriicklich und schatzen die vertiefte Zusammenarbeit
mit unseren europaischen Partnern.

Die Transitgas AG schliesst sich der Stellungnahme des Verbands Schweizerischer Gasindustrie (VSG) an und
hat dartber hinaus keine weiteren Bemerkungen.

Wir danken Ihnen flr die BerlUcksichtigung unserer Position und stehen fiir weitere Fragen gerne zur
Verfugung.

Freundliche Griisse

/I

Beat Badertscher Ennio‘Sinigaglia
VR-Prasident CEO

Transitgas AG
Franklinstrasse 27
CH-8050 Zurich
www.transitgas.ch



Vernehmlassung: Verordnungsentwurf tiber die Vorbereitung und Umsetzung der Solidari-
tatsmassnahmen zur Gewahrleistung der Gasversorgung

Procédure de consultation sur le projet d’ordonnance sur la préparation et la mise en
ceuvre des mesures de solidarité visant a garantir I’approvisionnement en gaz

Procedura di consultazione sul progetto di ordinanza concernente la preparazione e I’attua-
zione delle misure di solidarieta volte a garantire I’approvvigionamento di gas

Organisation / Organizzazione Verband der Schweizerischen Gasindustrie — VSG
Adresse / Indirizzo Gritlistrasse 44
8002 Ziirich

Datum, Unterschrift / Date et signature / Data e firma




Kontaktperson (Vorname, Nachname, Funktion, Emaila- Daniela Decurtins, Direktorin, daniela.decurtins@gazenergie.ch, Tel. 044 288 31 31
dresse und Telefonnummer) / Personne de contact (pré-
nom, nom, fonction, adresse e-mail et numéro de
téléphone) / Persona di contatto (nome, cognome, fun-
zione, indirizzo e-mail e numero di telefono)

Bitte senden Sie lhre Stellungnahme elektronisch an energie@bwl.admin.ch.

Sie erleichtern uns die Auswertung, wenn Sie uns lhre Stellungnahme elektronisch als Word-Dokument zur Verfiigung stellen. Vielen Dank.
Merci d’envoyer votre prise de position par courrier électronique a energie@bwl.admin.ch. Un envoi en format Word par courrier électronique facili-
tera grandement notre travail. D’avance, merci beaucoup.

Vi invitiamo a inoltrare i vostri pareri all'indirizzo di posta elettronica energie@bwl.admin.ch. Onde agevolare la valutazione dei pareri, vi invitiamo a
trasmetterci elettronicamente i vostri commenti sotto forma di documento Word. Grazie.
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Allgemeine Bemerkungen / Remarques générales / Osservazioni generali

Sehr geehrte Damen und Herren

Wir bedanken uns fUr die Moglichkeit, zur Verordnung Uber die Vorbereitung und Umsetzung der Solidaritdtsmassnahmen zwischen
Deutschland, Italien und der Schweiz Stellung nehmen zu ké&nnen. Als Branchenverband begrissen wir die Bemuhungen, die Gasversorgung
der Schweiz auch in Krisenzeiten sicherzustellen und zugleich das Bindnis mit unseren europdischen Partnern zu stérken.

Im Folgenden beantragen wir eine Reihe von Anderungen zu den Artikeln des Verordnungsentwurfs. Hierzu haben wir auch einige Bemer-
kungen und Begrindungen aufgenommen. Soweit es flr uns moglich und sinnvoll erscheint, unterbreiten wir nachfolgend auch konkrete
Anderungsvorschlége.

Wir haben dabei darauf verzichtet, fir die unseren Antrégen zugehoérigen Passagen im Erléuternden Bericht Ergénzungen bzw. Korrekturen
aufzunehmen. Hierfur bieten wir dem BWL unsere Unterstitzung an.

3/16



Artikel, Ziffer (Anhang)
Article, chiffre (annexe)
Articolo, numero (allegato)

Antrag
Proposition
Richiesta

Begriindung / Bemerkung
Justification / Remarques
Motivazione / Osservazioni

Art. 1 Abs. 2

Antrag der Anderung von Art. 1 Abs. 2: «Die Swissgas
schliesst mit den kommerziellen Betreibbern der Tran-
sitgasleitung sowie mit den Fernleitungsnetzbetrei-
bern Deutschlands und ltaliens sowie bei Bedarf mit
weiteren Unternehmen der Gaswirtschaft Vereinba-
rungen Uber die technische Umsetzung der Solidari-
t&tsmassnahmen ab.

Der Begriff der «Betreiber der Transitgasleitung» er-
scheint hier missverstandlich, da einerseits die FluxS-
wiss SAGL (FluxSwiss) und die schweizerische Aktien-
gesellschaft fur Erdgas (Swissgas) als kommerzielle
Betreiber die Kapazitaten der Transitgasleitung ver-
markten und andererseits die Transitgas AG EigentU-
merin und technischer Betreiber ist? Die Transitgas
AG erscheint nicht als Fernleitungsnetzbetreiber im
Sinne Art. 3 des trilateralen Abkommens relevant zu
sein, da hier die Rolle des kommerziellen Betriebs an-
gesprochen wird. Nach Verstéandnis des VSG wird die
Rolle des Fernleitungsnetzbetreibers in diesem Zu-
sammenhang also durch die FluxSwiss und die Swiss-
gas wahrgenommen. Beide greifen selbstversténd-
lich bei Bedarf auf Leistungen der Transitgas AG als
EigentUmerin der Transitgasleitung und Betriebsfih-
rerin zuruck.

Es sollte eindeutig erkennbar sein, dass in Art. 1T Abs. 2
ein Vertragsschluss mit den kommerziellen Betreibern
der Transitgasleitung angesprochen wird.

Art. TAbs. 3 Antrag als Ergéinzung nach Satz 1des Art. 1 Abs. 3: Wir verstehen die Regelung des Verordnungsentwurfs
«Subunternehmer, die von der Swissgas mit unter so, dass Subunternehmer, welche von der Swissgas
diese Verordnung fallende Leistungen beauftragt mit unter diese Verordnung fallenden Leistungen be-
werden, werden Uber die Swissgas abgegolten.» auftragt werden, Uber die Swissgas abgegolten wer-

den. Im Sinne einer rechtssicheren Regelung sollte dies
explizit formuliert sein.

Art. 2 Wir beantragen, in der Kontingentierungsverordnung | Das Solidarit&tsabkommen stitzt sich hinsichtlich der

durch Solidaritat geschutzten Kundinnen und Kunden
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Artikel, Ziffer (Anhang)
Article, chiffre (annexe)
Articolo, numero (allegato)

Antrag
Proposition
Richiesta

Begriindung / Bemerkung
Justification / Remarques
Motivazione / Osservazioni

einen Verweis auf die hier entworfene Begriffsbestim-
mung aufzunehmen bzw. sicherzustellen, dass iden-
tische Begriffsdefinitionen verwendet werden.

auf die Begriffsbestimmung aus Art. 2 Abs. 6 der Ver-
ordnung (EU) 2077/1938. Diese Begriffsbestimmung
wurde bislang durch Art. 1 Abs. 2 des Entwurfs der Ver-
ordnung Uber die Kontingentierung des Gasbezugs
(Kontingentierungsverordnung) ndher geregelt. Wir
begrlssen die hier vorliegende konkretere Definition
der durch Solidaritat geschitzten Kundinnen und Kun-
den und gehen davon aus, dass diese Begriffsdefini-
tion auchin der 0.g. Verordnung identisch aufgegriffen
wurde.

Art. 2 k.

Anderung Art. 2 k.: «Betriebe, die Abwdrme oder Fern-
wdarme an Kundinnen und Kunden nach den Buchsta-
ben a-j liefern.»

In Art. 2 Geschutzte Kundinnen und Kunden wird die
Nomenklatur des «durch Solidaritét geschiutzten Kun-
den» It. SOS-Verordnung bzw. nach dem bilateralen
sowie trilateralen Abkommen in der Uberschrift aufge-
griffen. Unter k., wie auch in Art. 9 und Art. 13, werden
dann aber die Begrifflichkeiten «Verbraucherinnen
und Verbraucher» (Art. 2 k.) sowie «Gasverbraucherin-
nen und -verbraucher» (Art. 9 und Art. 13) verwendet.

Wir empfehlen aufgrund des direkten Bezugs zum tri-
lateralen Abkommen nur den Begriff der «Kundinnen
und Kunden» zu verwenden (siehe auch Antréage zu
Art. 9 und Art. 13).

Art. 3 Abs. Tund 2

Wir beantragen, Art. 3 Abs. 1zu &dndern und zu erwei-
tern: «Der Gasbedarf der durch Solidaritat geschitz-
ten Kundinnen und Kunden wird pro Bilanzzone und
Tag in Kilowattstunden durch das BWL im Rahmen
des Mangellageprozesses prognostiziert. Die Swiss-
gas und die Bilanzzonenverantwortlichen erhalten fur

In Absatz 1ist der Adressat der Regelung nach unse-
rem Verstandnis die Swissgas. Die Swissgas (wie auch
die Bilanzzonenverantwortlichen) verfigen allerdings
in ihrer Marktrolle nicht Gber die notwendigen Ver-
brauchsdaten, insbesondere haben sie keine Kennt-
nis dardber, welche Verbrauchsdaten den durch Soli-
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Artikel, Ziffer (Anhang)
Article, chiffre (annexe)
Articolo, numero (allegato)

Antrag
Proposition
Richiesta

Begriindung / Bemerkung
Justification / Remarques
Motivazione / Osservazioni

Vorbereitungsmassnahmen zur Bearbeitung von Er-
suchen des Bundesrats um Gaslieferungen Zugriff auf
diese Prognosedaten des BWL.

Wir beantragen Art. 3 Abs. 2 zu dndern: «Die Bilanz-
zonenverantwortlichen und die Swissgas mussen der
oder dem Delegierten fur wirtschaftliche Landesver-
sorgung (Delegierte/-r) taglich die fur die Bedarfser-
mittlung notwendigen Angebots- und gemessenen
Verbrauchsdaten des Vortages liefern. Die Ange-
botsdaten werden pro Einspeisepunkt und Bilanz-
zone, die Verbrauchsdaten pro Bilanzzone und Aus-
speisepunkt ohne Trennung nach nicht geschitztem
und geschitztem Verbrauch geliefert.»

daritét geschutzten Kundinnen und Kunden (pro Bi-
lanzzone bzw. pro Bilanzgruppe) zuzuordnen sind. Die
Information zur Aufteilung auf die Bilanzzonen kénnen
sie Uber das BWL bzw. das Krisenfuhrungsteam (KFT)
erhalten, da dort ein Zugriff auf den Mangellagepro-
zess und das Monitoringtool des KFT besteht.

Wenn diese Aufgabe tatsdchlich an die Bilanzzonen-
verantwortlichen und die Swissgas delegiert werden
soll, musste auf Bilanzgruppenebene die Unterschei-
dung der Verbrauchsdaten in geschitzt und unge-
schitzt stattfinden, was z. B. in einem GasVG gere-
gelt werden misste und anschliessend noch umge-
setzt werden muss. Ansonsten ist fUr die Bearbeitung
von Ersuchen der Schweiz, bzw. genauer des Bun-
desrats, um Gaslieferungen im Solidarit&tsfall zumin-
dest eine Bewilligung der Bilanzzonenverantwortli-
chen und der Swissgas fur den Zugriff auf die Ver-
brauchsdaten im Monitoringtool des KFT erforderlich.

Art. 4 Abs. 2

Wir beantragen die Ergdnzung eines Abs. 2°%: «Die
Swissgas sorgt daflr, dass mit Vorlage von Angebo-
ten nach Abs. 1 bereits eine Bestatigung der Verflg-
barkeit bei Annahme von Angeboten erforderlicher
Transportkapazit&ten vorliegt.»

Bei der Annahme der Angebote durch den Bundesrat
muss darauf geachtet werden, dass ausschliesslich
Angebote angenommen werden, fir welche auch ver-
fUgbare Transportkapazitdt bestdtigt ist. Ansonsten
kann die Swissgas nicht die Buchung erforderlicher
Transportkapazit&ten sicherstellen.

Dies ist im Einklang mit Art. 4 Abs. 5 des Abkommens
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutsch-
land und der Regierung der [talienischen Republik
Uber Solidaritdtsmalinahmen zur Gewdhrleistung der
sicheren Gasversorgung, wonach die ersuchende Ver-
tragspartei sicherzustellen hat, dass «die fur eine
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Ubernahme der auf der Grundlage von Angeboten
der Marktteilnehmer bereitgestellten Gasmengen am
Lieferpunkt erforderlichen Transportkapazitéten ge-
bucht werden.»

Erg&nzende Anmerkung: Zu beachten ist hier, dass die
Angebotsannahme durch Swissgas auf IT-Plattfor-
men in D bzw. in IT nach dem «First-Committed-First-
Served»-Prinzip erfolgt (oft auch als fcfs-Prinzip oder
einfacher Windhundprinzip bezeichnet). Dies bedeu-
tet, dass bereits im Vorfeld der Annahme eines Ange-
bots eine «pauschale Annahme eines Angebots»
durch den Bundesrat vorliegen sollte, was sich aber
innerhalb der Verordnung kaum regeln l&sst.

Art. 5

Wir beantragen die Ergénzung eines Abs. 1in Art. 5:
«Die Swissgas sorgt dafir, dass mit Vorlage von An-
geboten fur verpflichtende SolidaritGtsmalnahmen
bereits eine Bestatigung der VerfUgbarkeit bei An-
nahme von Angeboten erforderlicher Transportka-
pazitdten vorliegt.»

Hier gilt Ahnliches wie bei Art. 4 Abs. 2: Bereits vor An-
nahme eines Angebots durch den Bundesrat, also bei
der Prifung von Angeboten durch das BWL, ist zu kl&-
ren, ob die liefernde Partei (Behdrde in Deutschland
oder Italien) sichergestellt hat, dass im Falle der Be-
statigung der Angebote Transportkapazitat fur den
der Schweiz vorgelagerten Exit besteht. Swissgas
kann nur die Kapazitdt fur den Entry Schweiz sicher-
stellen. Ist dies nicht der Fall und es werden zu viele
Angebote angenommen, kann die Swissgas nicht den
Transport sicherstellen.

Dies ist im Einklang mit Art. 6 Abs. 5 des Abkommens
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutsch-
land und der Regierung der Italienischen Republik
Uber Solidaritétsmalinahmen zur Gewdhrleistung der
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sicheren Gasversorgung, wonach die ersuchende Ver-
tragspartei sicherzustellen hat, dass «die an den ver-
einbarten Lieferpunkten bereitgestellten Gasmengen
Ubernommen werden.»

Art. 6 Abs. 1

Wir beantragen eine verdnderte Formulierung des
Art. 6 Abs. 1: «Die Swissgas sorgt daflr, dass die ver-
einbarten Gasmengen am vereinbarten Lieferpunkt
Ubernommen werden kénnen.»

Wie schon zu Art. 1 Abs. 2 ausgeflhrt, sind die «Betrei-
ber der Transitgasleitung» hier nicht klar definiert. Es
erscheint daneben nicht sinnvoll, hier eine Verpflich-
tung gegenlber zwei Parteien aufzunehmen, da dies
eine Uneindeutigkeit ausldst. Zusatzlich ist der Begriff
«entnommen» durch den in der Gaswirtschaft Ubli-
chen Begriff «Ubernommen» zu ersetzen.

Art. 6 Abs. 2

Wir beantragen eine verdnderte Formulierung des
Art. 6 Abs. 2: «Die Swissgas sorgt daflr, dass die
Ubernommenen Gasmengen den jeweiligen Bilanz-
zonen entsprechend den im Rahmen des Mangella-
geprozesses prognostizierten und erhaltenen Gas-
mengen zur VerflUgung gestellt werden kénnen. Un-
terschreitet die erhaltene Gasmenge den Bedarf, er-
folgt die Zuteilung der Gasmengen an die jeweiligen
Bilanzzonen pro rata.»

Der Begriff der «Unternehmen der Gaswirtschaft» er-
scheint hier irrefUhrend. Ziel des Art. 6 Abs. 2 ist, dass
durch Solidaritédt geschitzte Kundinnen und Kunden
Gaslieferungen erhalten, was Uber die Bilanzgruppen
stattfindet, denen sie zugeordnet sind. Swissgas hat
also die vorbereitende Aufgabe, zu gewdhrleisten,
dass die Bilanzzonenverantwortlichen in die Lage ver-
setzt werden, die am Entry Schweiz Ubernommenen
Mengen den jeweiligen Bilanzgruppen zuzuordnen.

Die Verteilung der Uber Solidaritat gelieferten Gas-
mengen kann nur auf Bilanzzonenebene erfolgen, da
die Anteile geschutzter und nicht geschiutzter Kunden
innerhalb der Bilanzgruppen nicht bekannt sind. Die
Verteilung erfolgt auf Basis der prognostizierten Men-
gen fur geschutzte Kunden aus dem Monitoringtool
des BWL bilanzzonenscharf. Ubersteigt der Gesamt-
verbrauch aller Bilanzgruppen in einer Bilanzzone, den
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der Bilanzzone zugeteilten Gasmengen, erfolgt die
Verteilung der Gasmengen pro rata auf die Bilanz-
gruppen in dieser Bilanzzone. Eine korrekte Nachver-
rechnung eventueller Fehlbezliige durch nicht ge-
schitzte Kunden kann — wenn Uberhaupt (viele nicht
geschutzte Kunden verflgen nicht Uber eine registrie-
rende Lastgangmessung mit Zahlerfernauslesung) —
erst mit dem nachgdngigen Reporting durch die Netz-
betreiber mit Endkunden in Zusammenarbeit mit der
KIO mit grosser zeitlicher Verzégerung erfolgen.

Art. 6 Abs. 3 Wir beantragen die Léschung des Art. 6 Abs. 3. Die Vorschrift erscheint unnétig. Wenn Sie doch bei-
behalten werden sollte, sollte allgemein auf Netzbe-
Hilfsweise beclntragen wir eine verénderte Formulie- treiber Bezug genommen werden.
rung des Art. 6 Abs. 3: «Die Netzbetreiber sorgen da-
fur, dass die Gasmengen an die durch Solidaritat
geschutzten Kundinnen und Kunden transportiert
werden kénnen.»
Art. 7 Abs. 1 Erweiterung des Art. 7 Abs. 1: «Die Swissgas sorgt Art. 9 Abs. 3 und 4 folgend ist Swissgas nach Zustim-

daflr, dass die im Rahmen von freiwilligen Solidari-
t&tsmassnahmen gelieferten Gasmengen fristge-
recht gemdss den von ihr mit den Marktteilnehmern
aus dem Hoheitsgebiet der jeweils leistenden Ver-
tragspartei des trilateralen Abkommens geschlosse-
nen Vertr&gen bezahlt werden kdnnen. Der Bundes-
rat wird staatliche Garantien zur Absicherung der
Vertrége von Swissgas mit den Marktteilnehmern
aus dem Hoheitsgebiet der jeweils leistenden Ver-
tragspartei Uber freiwillige Solidaritdtsmassnahmen
bereitstellen.»

mung des Delegierten und Freigabe durch den Bun-
desrat Vertragspartner der Marktteilnehmer aus dem
Hoheitsgebiet der leistenden Vertragspartei und wird
demnach bei den abzuschliessenden Vertrégen Ein-
fluss auf die Zahlungsfristen nehmen. Es wird hier of-
fengelassen, was «fristgerecht» bedeutet und, dass
Zahlungen an Marktteilnehmer im Hoheitsgebiet der
leistenden Vertragspartei geleistet werden. Es er-
scheint vor allem erforderlich, hier (oder an anderer
Stelle in der Verordnung) klarzustellen, dass entste-
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hende Forderungen der Marktteilnehmer bei freiwilli-
gen Solidarit&dtsmassnahmen durch staatliche Garan-
tien abgesichert werden. Dies ist eine wichtige Rand-
bedingung, um sicherzustellen, dass Swissgas in die
Lage versetzt wird — voraussichtlich erforderliche und
- moglichst preiswerte Zwischenfinanzierungen zu
gewdbhrleisten.

Art. 7 Abs. 2

Wir beantragen die Erweiterung des Art. 7 Abs. 2:
«Die Swissgas sorgt dafur, dass die Kosten der Gas-
mengen inkl. Transport der freiwilligen und ver-
pflichtenden Solidarit&tsmassnahmen den Bilanzzo-
nenverantwortlichen und den Bilanzgruppenverant-
wortlichen in Rechnung gestellt werden kénnen. Die
jeweiligen Lieferanten der durch freiwillige oder/und
verpflichtenden SolidaritGtsmassnahmen belieferten
Kundinnen und Kunden sind berechtigt, die im Zu-
sammenhang mit den benannten Solidarit&tsmass-
nahmen stehenden Kosten den mit Solidarit&tsliefe-
rungen belieferten durch Solidaritét geschitzten
Kundinnen und Kunden in Rechnung zu stellen.»

Wir beantragen die Aufnahme eines Art. 7 Abs. 3:
«Die nicht Uber Art. T Abs. 3 und Art. 7 Abs. 2 gedeck-
ten Kosten im Zusammenhang mit der Vorbereitung
und Umsetzung von Solidaritdtslieferungen von in
der Schweiz gelegenen Netzbetreibern und der
Swissgas werden Uber Netznutzungsentgelte den
Netzkunden in Rechnung gestellt. Auf Gberregionaler
und regionaler Ebene entstandenen Kosten, insbe-
sondere die nicht Uber Art.1 Abs. 3 und Art. 7 Abs. 2
gedeckten Kosten der Swissgas im Zusammenhang
mit der Vorbereitung und Umsetzung von Solidari-
tatslieferungen, kdnnen Uber die Uberregionalen und

Die Verordnung sollte sich nicht nur auf die Kosten der
freiwilligen und verpflichtenden Solidaritédtsmassnah-
men fokussieren. Stattdessen sollte das tber die Soli-
daritat gelieferte Gas verursachergerecht verrechnet
werden.

Bei verpflichtenden Solidaritdtsmassnahmen beinhal-
tet dies die Verrechnung des Gaspreises, die Entschd-
digung der ungeschitzten Verbraucher im Lieferland,
die Transportkosten sowie weitere Bestandteile. Bei
freiwilligen Solidarit&tsmassnahmen sind der offerierte
Gaspreis sowie die Transportkosten (also keine Ent-
schadigungen) zu bericksichtigen.

Der final zu verrechnende «Gaspreis» ist fur alle Ak-
teure gleich und setzt sich aus den Kosten fur Gas-
mengen aus freiwilligen und verpflichtenden Solidari-
t&tsmassnahmen zusammen. Die Berechnung dieses
Preises erfolgt durch die Swissgas.

Die Verrechnung erfolgt — soweit moglich — verursa-
chungsgerecht Uber die Bilanzzonenverantwortlichen
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regionalen Netznutzungsentgelte den Netzkunden in
Rechnung gestellt werden.»

an die Bilanzgruppenverantwortlichen.

Die Bilanzgruppen verrechnen die Uber Solidaritéts-
massnahmen bezogenen Mengen (Uber die Lieferan-
ten oder Uber die Lokalen Netzbetreiber) an die Uber
freiwillige und verpflichtenden Solidaritdtsmassnah-
men belieferten geschiutzten Kundinnen und Kunden.
Es ist sicherzustellen, dass die Lieferanten der Uber
freiwillige und verpflichtenden Solidaritdtsmassnah-
men belieferten geschitzten Kundinnen und Kunden
die entsprechenden Kosten erlésen kénnen.

Art. 8 Abs. Tund 2

Wir beantragen die Anderung des Art. 8 Abs. 1: «Wird
die Schweiz um SolidaritGtsmassnahmen ersucht, so
praft BWL unter Konsultation der Swissgas, ob ...»

AuRerdem beantragen wir die Anderung des Art.8
Abs. 2: «<Das BWL legt das Ergebnis der Prifung der
oder dem Delegierten vor und zieht bei Bedarf die
Swissgas unterstitzend hinzu.»

Bei einem Ersuchen um Solidaritatslieferungen ist pri-
mar durch den Empfanger des Ersuchens (BWL) zu
prifen, ob das Ersuchen korrekt gestellt wurde. Die
quantitative Fragestellung der zu liefernden Mengen
wird erst in den darauffolgenden Schritten beantwor-
tet.

Art. 8 Abs. 1lit. b

Anderung des Art. 8 Abs. 1lit. b: «ein Risiko besteht,
dass die Umsetzung der Massnahmen die Funktions-
fahigkeit und die Sicherheit der Gasversorgungssys-
teme der Schweiz beeintréchtigt.»

Die Elektrizitdtssysteme der Schweiz liegen nicht im
Anwendungsbereich dieser Verordnung. Unabhdngig
von dieser Verordnung werden selbstverstandlich As-
pekte, wie mdgliche Beeinflussungen der Elektrizit&ts-
versorgung der Schweiz durch die Gasversorgung der
Schweiz, durch die Unternehmen der Gasversorgung
beachtet. Ausserhalb dieser Verordnung wird Swiss-
gas sicher dazu bereit sein, sich zu Risiken der Umset-
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zung von Solidaritdtsmassnahmen auf das Elektrizi-
tatsversorgungssystem zu dussern.

Art. 9

Wir beantragen die Erweiterung des Art. 9 um Abs. 1°¢:
«Die kommerziellen Betreiber der Transitgasleitung
sind verpflichtet, die Vermarktung ungebuchter
Transportkapazit&ten zu unterbrechen, sobald innen
die Information zur Annahme eines Solidaritétsersu-
chens an die Schweiz um freiwillige Solidaritdtsmass-
nahmen vorgelegt wurde. Die Vermarktung unge-
buchter Transportkapazit&ten ist erst wieder aufzu-
nehmen, wenn

1. festgestellt wird, dass die Anfrage unzuldssig
ist, oder

2. die fur Solidaritétsmassnahmen erforderlichen
Transportkapazitdten reserviert sind.»

Die kommerziellen Betreiber der Transitgasleitung
werden bei freiwilligen und verpflichtenden Solidari-
tdtsmassnahmen die Vermarktung der bis dahin un-
gebuchten Transportkapazitdten unterbrechen. Die-
ses Vorgehen weicht vom international Gblichen Vor-
gehen ab, weshalb wir empfehlen, eine diesbezugli-
che Regelung zur Erhéhung der Rechtssicherheit auf-
zunehmen.

Art. 9 Abs. 1

Wir beantragen eine gednderte Formulierung des Art.
9 Abs. 1: «<Erhdalt die Schweiz ein Ersuchen um freiwillige
Solidaritatsmassnahmen, so muss die Swissgas ge-
meinsam mit den kommerziellen Betreibern der Tran-
sitgasleitung, den Bilanzzonenverantwortlichen und
den Bilanzgruppenverantwortlichen prifen, ob ein
Angebot abgegeben werden kann. Diese Prifung er-
folgt soweit mit angemessenem Aufwand und im
zeitlichen Rahmen des trilateralen Solidaritatsab-
kommens moglich.»

Alle kommerzielle Netzbetreiber sind an diesem Pro-
zess zu beteiligen, weshalb wir beantragen die Rolle
zu benennen. Gleichwohl ist eine direkte Einbeziehung
der «Gasverbraucherinnen und -verbraucher» bzw.
«Kundinnen und Kunden» (siehe Antrag zu Abs. 2 k.)
ohne geeignete und sehr aufwdndig zu erstellende
Plattform und ohne Gréssenbeschrankungen nicht im
vom trilateralen Solidarité&tsabkommen vorgegebe-
nen Zeitrahmen umsetzbar.
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Art. 9 Abs. 2

Wir beantragen eine gednderte Formulierung des Art.
9 Abs. 2: «Die Swissgas, die kommerziellen Betreiber
der Transitgasleitung, die Bilanzzonenverantwortli-
chen und die Bilanzgruppenverantwortlichen treffen
die nétigen Vorbereitungen.»

Auch hier sind alle kommerziellen Betreiber der Tran-
sitgasleitung massgeblich beteiligt, wahrend eine Ein-
beziehung der «Gasverbraucherinnen und -verbrau-
cher »bzw. «Kundinnen und Kunden» (siehe Antrag zu
Abs. 2 k.) nicht praktikabel ist. Gleichzeitig handelt es
sich hier um freiwillige Angebote, weshalb die Auflage
einer Vorbereitungspflicht fur alle «Gasverbraucherin-
nen und -verbraucher »bzw. «Kundinnen und Kunden»
(siehe Antrag zu Abs. 2 k.) unangemessen aufwdndig
erscheint.

Art. 9 Abs. 3und 4

Wir sind der Meinung, dass es in der Schweiz keinen
gesonderten Freigabeprozess fur freiwillige Solidari-
t&tsmassnahmen braucht. Wir schlagen daher vor,
die betreffende Vorschrift um den Freigabeprozess
zu reduzieren.

Im europdischen Ausland machen die Anbieter direkte
Angebote auf einer entsprechenden Plattform. Es er-
folgen keine weiteren Freigaben durch die verant-
wortlichen Behorden. Transportkapazitéten werden
der anfragenden Partei mitgeteilt, sodass eine Uber-
buchung der Kapazitdten ausgeschlossen wird. Die
Annahme der freiwilligen Angebote erfolgt nach dem
«First-Commited-First-Served-Prinzip» (s.0.). Hier wird
eine (zusatzliche) Freigabe durch den oder die Dele-
gierte(n) eingeplant, was zusatzliche zeitliche Knapp-
heit im Ablauf erzeugen kann. Daneben fehlen Vorga-
ben, nach welchen Kriterien freiwilige Angebote an-
genommen werden.

Art. 10

Wir beantragen eine verénderte Formulierung des
Art. 10: «Erhalt die Schweiz ein Ersuchen um ver-
pflichtende Solidarit&tsmassnahmen, so bereitet die
oder der Delegierte das Angebot vor. Hierbei wird die
oder der Delegierte von Swissgas eine Bestatigung

Es muss bereits vor Angebotslegung die notwendige
Transportkapazitdt gepruft und sichergestellt wer-
den. Eine Prifung im Nachhinein wére zu spdat.

Die Schweiz hat sicherzustellen, dass nur Angebote
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einholen, dass die jeweils erforderliche Transportka-
pazitdt verflglbar ist und reserviert wurde.»

gemacht werden, flr welche auch ausreichend Trans-
portkapazitdten bis zum Lieferpunkt bestehen. Aus-
serdem durfen nur freie/ungebuchte Transportkapa-
zitGten fur den Gastransport zwischen Deutschland
und ltalien angeboten werden. Wesentliche Randbe-
dingung fur das Bilden korrekter verpflichtende Ange-
bote sind die Kenntnis Uber das maximal zur Verfu-
gung stehende Angebot (Datenquelle: Krisenfih-
rungsteam, Monitoringtool) sowie eine wirksame Im-
portverpflichtung, da ansonsten zu beflrchten ist,
dass Angebote angenommen werden kdnnten, die
gar nicht erfullt werden kénnen.

Zur Importverpflichtung: Es kdnnten Gasmengen an-
geboten werden, welche gar nicht mehr in die Schweiz
gebracht werden. Dies zeigt sich auch am Beispiel der
Bundesrepublik Deutschland: Dort werden Importeure
verpflichtet, (obwohl ihre nicht geschitzten Kunden
keinen Gasbezug mehr haben) weiterhin maximal
mobgliche Gasmengen nach Deutschland zu bringen.

Der Anreiz Uber das Krisenbilanzmodell funktioniert
hier nicht. Eine vergleichbare Importverpflichtung
wdre in der Umsetzungsverordnung aufzunehmen.

Art. 11 Abs. 1

Wir beantrage eine verdnderte Formulierung des Art.
1 Abs. 1: «Die Swissgas, die kommerziellen Betreiber
der Transitgasleitung, die Bilanzzonenverantwortli-
chen sorgen dafur, dass ...»

Hier sind eindeutigere Verantwortlichkeiten vorzuse-
hen. Neben Swissgas, den kommerziellen Betreibern
der Transitgasleitung und den Bilanzzonenverant-
wortlichen sind hier keine weiteren Adressaten bzw.
Rollen anzusprechen.
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Art. 13

Wir beantragen die Anderung des Art. 13:

«1. Die Swissgas sorgt daflr, dass der Lieferung von
Gasmengen zuzuordnenden Erlése, die durch freiwil-
lige Solidaritétsmassnahmen erzielt werden, ent-
sprechend den angenommenen Angeboten an die
Solidaritat leistenden Marktteilnehmer weitergege-
ben werden kénnen.

2. Die Swissgas sorgt dafur, dass der Lieferung von
Gasmengen zuzuordnenden Erldse, die durch ver-
pflichtende Solidaritdtsmassnahmen erzielt werden,
verursachungsgerecht an die Solidaritét leistenden
Bilanzgruppen je Bilanzzone weitergegeben werden
kénnen. Eventuelle Uberschiisse und Unterdeckun-
gen bzw. weitere Ansprlche stehen dem Bund zu
bzw. werden durch den Bund ausgeglichen.»

Hinsichtlich der Erlése muss zumindest zwischen frei-
willigen und verpflichtenden Solidaritdtsmassnahmen
unterschieden werden und ein eindeutiger Bezug auf
Erldse aus Gaslieferungen hergestellt werden. Nicht
Inhalt von Art. 13 sind Erstattungen, die in Sinne von
Schadensersatz zu verstehen waren.

Erldse aus freiwilligen Massnahmen missen Uber die
Bilanzzonenverantwortlichen an die Anbieter weiter-
gegeben werden kénnen, die die angenommenen An-
gebote fur Solidaritdtsmassnahmen abgegeben ha-
ben. Dies umfasst jedoch nicht (nur) zwingend Gasver-
braucherinnen und -verbraucher bzw. «Kundinnen und
Kunden» (siehe Antrag zu Art. 4.), weshalb hier pau-
schal «Marktteilnehmer» als Adressat genannt sein
sollten. Ebenso sollte der Bezug der Weitergabe von
Erldsen nicht eine Verbrauchsreduktion, sondern das
Angebot zur SolidaritGtsmassnahme sein. Swissgas
bereitet das Vorgehen vor, wird aber voraussichtlich
nicht direkt, sondern Gber die Bilanzzonenverantwort-
lichen die Erlése an die entsprechenden Marktteilneh-
mer weitergeben.

FUr die Weitergabe von Erlésen aus Gasmengen auf-
grund verpflichtender Solidaritdtsmassnahmen gilt
vergleichbares. Swissgas bereitet das Vorgehen vor,
wobei ein Ausgleich nur auf Bilanzgruppenebene
moglich ist.

Weitere Ausgleichsmechanismen mussen durch das
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BWL oder den Bund verfolgt werden.
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InteressenGemeinschaft Energieintensive Branchen

Eigendssisches Departement fir
Wirtschaft, Bildung und Forschung (WBF)
3003 Bern

Per E-Mail: energie@bwl.admin.ch

Zurich, 30. September 2024

Vernehmlassung zur Verordnung (iber die Vorbereitung und Umsetzung der Solidaritdtsmassnahmen zur
Gewabhrleistung der Gasversorgung

Sehr geehrte Damen und Herren

Die Interessengemeinschaft der energieintensiven Branchen unseres Landes (IGEB) reprasentiert rund
16.4% Prozent der Strom- und 15.8 Prozent des Gasendverbrauchs der Schweizer Industrie, was rund 5
Prozent des Strom- und 5.4 Prozent der Erdgasverbrauchs der Schweiz entspricht. Die IGEB vertritt jene
Branchen und Betriebe, bei welchen der Energiekostenanteil gemessen an der Bruttowertschopfung be-
sonders hoch ist und die Strom- sowie Gasendpreise im internationalen Standortwettbewerb dement-
sprechend existentielle Bedeutung haben. In der IGEB sind die Branchenverbadnde der Papier-, Karton-,
Folien-, Glas-, Ziegel-, Zement- und Giesserei-Industrie sowie Einzelbetriebe der Stahl-, Chemie-, Holzfa-
ser- und Gasindustrie vereinigt.

Vielen Dank fur die Moglichkeit, zu den obengenannten Vorlagen Stellung nehmen zu kénnen. Wir dus-
sern uns dazu wie folgt:

Die Verordnung Uber die Vorbereitung und Umsetzung der Solidaritdtsmassnahmen zur Gewahrleis-
tung der Gasversorgung sieht vor, die 6ffentliche Aufgabe der Vorbereitung und operativen Umset-
zung des Gas-Solidaritdtsabkommens an die Schweizerische Aktiengesellschaft fiir Erdgas (Swissgas)
zu Ubertragen. Mit dem vorliegenden Verordnungsentwurf sollen die Vorbereitungsmassnahmen zur
Bearbeitung von Ersuchen der Schweiz um Gaslieferungen geregelt werden. Dies erachten wir als
grundsatzlich als positiv und sinnvoll.

Gemass Verordnung kénnen industrielle Gasverbraucher im Rahmen von verpflichtenden Massnah-
men gegen eine Entschadigung umgeschaltet respektive kontingentiert werden. Die Entschadigung
basiert sich auf dem Schweizer Recht. Die IGEB erachtet es als sinnvoll, wenn die Entschadigung de-
taillierter geregelt wird.

Des Weiteren durfen gemdss dem erlduternden Bericht die Solidaritdtsmassnahmen zwischen
Deutschland und Italien die Versorgung der durch die Solidaritat geschitzten Kundinnen und Kunden
auf Schweizer Gebiet nicht beeintrdchtigen werden. In diesen Fall werden nur geschitzte Kundinnen
und Kunden berlcksichtigt. Es ist theoretisch moglich, industrielle Verbraucher zu beeintrachtigen.
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Ebenfalls besteht keine Entschadigungsregel. Die IGEB beantragt, dass auch industrielle Verbraucher
theoretisch bericksichtigt werden und eine Entschadigungsregel eingebaut wird.

Far die wohlwollende Bericksichtigung unserer Stellungnahme danken wir lhnen vielmals. Bei Fragen

stehen wir lhnen gerne zur Verfigung.

Freundliche Grisse

(. &— (Wn ittt

Sven Erne Carla Hirschburger
Vizeprasident Geschaftsfihrerin
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Herr Bundesrat Guy Parmelin
Eidgendssisches Departement fiir Wirtschaft,
Bildung und Forschung WBF

Bundeshaus Ost

3003 Bern

per E-Mail: energie@bwl.admin.ch

Bern, 16. Oktober 2024

Vernehmlassungsverfahren Verordnung fiir die Vorbereitung und Umsetzung der Solidaritditsmassnahmen
zur Gewabhrleistung der Gasversorgung
Stellungnahme von auto-schweiz

Sehr geehrter Herr Bundesrat Parmelin,
sehr geehrte Dame,
sehr geehrter Herr

Besten Dank fur die Gelegenheit, zur im Titel erwdahnten Vernehmlassungsvorlage eine Stellungnahme abgeben
zu kénnen.

Die Schweizer Automobilwirtschaft stellt die drittgrosste Importwirtschaft unseres Landes dar. auto-schweiz ist
die Vereinigung Schweizerischer Automobil-Importeure und wir vertreten 38 Mitglieder, welche 59 Fahrzeug-
fabrikate von Personenwagen, leichten und schweren Nutzfahrzeugen importieren und damit rund 4'000 Mar-
kenhandler bedienen. Der jahrliche Einfuhrwert der Produkte unserer Mitglieder betragt Giber 10 Milliarden
Schweizer Franken. Es ist unser Auftrag und Ziel, die Interessen des Fahrzeughandels und der ganzen
Automobilwirtschaft zwecks bestmoglicher Rahmenbedingungen konsequent zu vertreten. In Bezug auf die
grossen Anstrengungen zur Emissionsreduktion des Verkehrssektor und unserer offenen technologischen
Ausrichtung erachten wir Gasantriebe als ein Teilsystem. Insofern ist eine intakte und leistungsfahige Energie-
versorgung auch fiir die Mobilitat von zentraler Bedeutung.

Mit dem vorliegenden Bericht und dem Verordnungsentwurf sind wir im Grundsatz einverstanden. Wir unter-
stiitzen die Position und die Antrage des Verbandes der Schweizerischen Gasindustrie VSG. Ergdnzend dazu
bitte wir folgende Punkte zu beriicksichtigen:

In Art. 2 der Vernehmlassungsvorlage fehlt der Aspekt von «Unternehmen, welche fiir die wirtschaftliche
Landesversorgung von grosser Bedeutung sind». So lasst die heutige explizite Aufzahlung von geschiitzten
Kundenkategorien eine grossere Liicke, die nicht bedient wird. So beispielsweise Lebensmittel- oder Pharma-
Transportunternehmen und die damit verbundenen Unterstiitzungsbereiche.

auto-schweiz Wolflistrasse 5 - CH-3006 Bern Www.auto.swiss
Vereinigung Schweizer Automobil-Importeure T+41(0) 31306 65 65 info@auto.swiss
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Mit der Formulierung in Art. 2, Lit. j wird einseitig auf den Schienenverkehr Riicksicht genommen. Aspekte wie
offentlicher Strassenverkehr (Busse), Strassenglterverkehr (Lastwagen) oder individuelle Mobilitdt (Personen-
wagen) sind dabei nicht beriicksichtigt. Hier fordern wir eine Gleichbehandlung aller Verkehrstrager und
Transportmodalitdten. Wir beantragen daher, dass Art. 2, Lit. j durch die Formulierung «Unternehmen, welche
fiir die wirtschaftliche Landesversorgung von grosser Bedeutung sind» ersetzt wird. Wenn die Infrastruktur-
betreiber systemrelevant sind, waren sie ausreichend bericksichtigt — und das gleichwertig wie das erwdhnte
Transportunternehmen oder der 6ffentliche Nahverkehr.

Mit unserer Stellungnahme zur Vorlage wollen wir einen aktiven, gewinnbringenden und zielorientierten
Beitrag leisten. Selbstverstdndlich stehen wir fir weiterreichende Erlduterungen, Fragen oder Informationen
zur Verfligung.

Wir danken Ihnen, sehr geehrter Herr Bundesrat, sehr geehrte Dame, sehr geehrter Herr, fiir die
Kenntnisnahme und die Beriicksichtigung unserer Anliegen.

Freundliche Grisse
auto-schweiz

L]

i

Thomas Riicker
Direktor
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Eidgendssisches Departement fiir
Wirtschaft, Bildung und Forschung
WBF

Elektronisch an:
energie@bwl.admin.ch

Zirich, 17. Oktober 2024

Stellungnahme zur Vernehmlassung vom 26.6.2024 zur «Verordnung uber die
Vorbereitung und Umsetzung der Solidarititsmassnahmen zur Gewahrleistung der
Gasversorgung» (die Vorlage)

Sehr geehrte Damen und Herren,

Wir danken Ihnen fur die Méglichkeit, sich zu der vom Bundesrat zur Vernehmlassung

unterbreiteten Vorlage zu dussern.

I. Verwaltung von Beteiligungen an einheimischen Infrastrukturanlagen der Energie-
wirtschaft fir Schweizer Pensionskassen

Energy Infrastructure Partners AG (nachfolgend «EIP») ist ein FINMA-lizensierter Vermo-
gensverwalter, der in der Schweiz und im Ausland fur institutionelle Kapitalanleger, insbe-
sondere Schweizerische Pensionskassen, direkte Anlageldsungen in Infrastrukturen der
Energiewirtschaft entwickelt und verwaltet. Zu den von EIP verwalteten Beteiligungen geho-
ren z.B. indirekte Minderheitsanteile an der Betreiberin des Schweizer Ubertragungsnetzes
Swissgrid, am Stromproduzenten Alpiq und an der Transitgasleitung.

Die in der Schweiz getatigten Investitionen erfolgen primar Uber die Anlagegruppe CSA Ener-
gie-Infrastruktur Schweiz, eine Anlagegruppe nach Schweizer Recht, und sind damit aus-
schliesslich einheimischen Pensionskassen vorbehalten’. Die Anlagegruppe wurde im
Jahr 2014 gegrindet und verwaltet Vermogen in der Hohe von rund CHF 2.4 Milliarden von
mehr als 170 Schweizer Pensionskassen aus allen Regionen und Sektoren der Schweiz.

! Anlagestiftungen resp. Anlagegruppen unterliegen dem Bundesgesetz Uber die berufliche Alter-, Hinterlassenen-
und Invalidenversorgung (BVG) und dienen Pensionskassen dazu, die Vorsorgegelder ihrer Versicherten zu poo-
len, so dass diese Gelder gemeinschaftlich in eine bestimmte Anlageklasse, z.B. Infrastruktur, investiert werden
kénnen. Sie sind streng reguliert und unterstehen der direkten Aufsicht der eidgenéssischen Oberaufsichtskom-
mission Berufliche Vorsorge (OAK BV); Zum Anlegerkreis vgl. Art. 1 der Verordnung Uber die Anlagestiftungen
(ASV).

Paradeplatz 5 | 8001 Zurich | Schweiz
energy-infrastructure-partners.com | +41 58 330 61 96
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Il. Einleitende Anmerkungen

EIP unterstiitzt die Zielrichtung des Gassolidaritdtsabkommens und der Vorlage, gegensei-
tige Gaslieferungen zur Versorgung von geschiitzten Kundinnen und Kunden in einer schwe-
ren Mangellage sicherzustellen. Ein geordneter und klar geregelter Umgang mit allfalligen
Mangellagen ist auch im langfristigen Interesse der Pensionskasse, welche flr ihre Versicher-
ten in die schweizerische Energieinfrastruktur investiert haben.

Wir méchten anregen, an einigen Stellen der Vorlage Prazisierungen vorzunehmen. Diese
beziehen sich meistenteils auf die Rolle der Betreiber der Transitgasleitung. Anders als in
den EU-Staaten werden Kapazitdten auf der Transitgasleitung nicht durch den TSO, sondern
durch FluxSwiss vermarktet. Dies erfolgt durch bilaterale Verhandlung mit interessierten
Marktteilnehmern.

Im Falle einer Solidaritatsmassnahme fur Deutschland oder Italien besteht grundsétzlich ein
gewisses Risiko, dass samtliche Gas-Transportkapazitaten auf der Transitgasleitung bereits
gebucht sind. In diesem Fall kann eine Solidaritatslieferung moglicherweise nur erfolgen, in-
dem bereits gebuchte Kapazitaten zugunsten der Solidaritasmassnahme umgenutzt wer-
den. Dies erzeugt die Pflicht zur Entschadigung durch FluxSwiss gegenlber jenen Parteien,
die solche Kapazitdten gebucht haben. Eine solcher Fall sollte innerhalb der Regeln fir An-
gebotserstellung fur freiwillige Massnahmen sowie Erstellung der Konzepte mitgedacht wer-
den.

Gemass Erlduterndem Bericht Kapitel 4, Absatz 1, ist die dadurch berUcksichtigt, dass sowohl
Swissgas, Transitgas als auch FluxSwiss als die Betreiber (Plural) der Transitgasleitung be-
nannt werden.

Weiter ware zu prézisieren, dass der Begriff «Transportkosten» in der Vorlage nicht reine
Kosten, sondern die Preise bzw. Entschadigungen flr bereits zugeteilte Kapazitaten enthalt.

Paradeplatz 5 | 8001 Zurich | Schweiz
energy-infrastructure-partners.com | +41 58 33061 96
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Ill. Einzelne Artikel

| Art. 7 Kostenregelung

Absatz 1 stellt fest, dass die im Rahmen von freiwilligen Solidaritdtsmassnahmen gelieferten Gas-
mengen fristgerecht bezahlt werden kénnen.

Es istunklar, inwiefern die fristgerechte Bezahlung nur fiir Gasmengen, nicht aber fur andere
Kosten (z.B. Transport) erfolgen soll.

Antrag: Absatz 1 sei wie folgt zu ergénzen:

Die Swissgas sorgt dafir, dass die im Rahmen von freiwilligen Solidaritdtsmassnahmen
gelieferten Gasmengen sowie sdmtliche weiteren Kosten fristgerecht bezahit werden kén-
nen.

Art. 9 Freiwillige Angebote J

Absatz 1: Insofern das Angebot gemadss Artikel 1 auch notwendig den grenziberschreiten-
den Transport beinhaltet und dieser gemass Absatz 3 zu bepreisen ist, sollte der Kreis der
Prifenden auf die Betreiber der Transitgasleitung ausgedehnt werden.

Antrag: Absatz 1 sei wie folgt zu erganzen:

(...) die Swissgas gemeinsam mit den Bilanzzonenverantwortlichen, den Bilanzgruppen-
verantwortlichen, den Betreibern der Transitgasleitung und den Gasverbraucherinnen
und -verbraucher priifen {(...)

Absatz 3: Es sei zu prazisieren, dass es sich bei (zumindest einem Teil der) Transportkosten
tatsachlich um einen Transportpreis handelt, der den mit Marktteilnehmern durch FluxSwiss
ausgehandelten Preis widerspiegelt.

Art. 14

Analog zu Artikeln 9 schlagen wir vor, die Betreiber der Transitgasleitung von Anfang an in
die Konzepterstellung einzubeziehen.

Antrag: Artikel sei wie folgt zu andern:

Die Swissgas, die Bilanzzonenverantwortlichen, die Betreiber der Transitgasleitung, die Bi-
lanzgruppenverantwortlichen, die Netzbetreiber und weitere Unternehmen der Gaswirt-
schaft(..)

Paradeplatz 5 | 8001 Zurich | Schweiz
energy-infrastructure-partners.com | +41 58 330 61 96
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Wir danken lhnen flr die Bericksichtigung unserer Anregungen und stehen fur allfallige
Ruckfragen gerne zur Verfagung.

Freundliche Grlsse,

SR A

Head of Regulatory

Emergy Policy & Sustainability Analyst

Paradeplatz 5 | 8001 Zirich | Schweiz
energy-infrastructure-partners.com | +41 58 330 61 96
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Verband des Strassenverkehrs FRS
Fédération routiére suisse FRS

Herr Bundesrat Guy Parmelin

Eidgendssisches Departement fur Wirtschaft, Bildung und Forschung WBF
Bundeshaus Ost

3003 Bern

per E-Mail: energie@bwl.admin.ch

Bern, 17.10.2024

Verordnung lber die Vorbereitung und Umsetzung der Solidaritatsmassnahmen zur
Gewahrleistung der Gasversorgung

Sehr geehrter Herr Bundesrat
Sehr geehrte Damen und Herren

Wir bedanken uns fur die Gelegenheit, zu dem im Titel genannten Thema wie folgt Stellung
nehmen zu dirfen.

Einleitende Bemerkungen

Das Abkommen Uber Solidaritdtsmassnahmen zur Gewéahrleistung der sicheren Gasversor-
gung zwischen Deutschland, Italien und der Schweiz ermdglicht es der Schweiz, in einer
schweren Mangellage, nach Ergreifung samtlicher im Inland méglichen Massnahmen, bei
den beiden anderen Vertragsstaaten um Solidaritat zur Versorgung der geschitzten Kundin-
nen und Kunden zu ersuchen. Die Stellungnahme von strasseschweiz beschrankt sich auf
die Elemente der Vorlage, die den Strassenverkehr betreffen. Betreffend die technischen De-
tails beflirworten wir die Position des VSG.

Generelle Bemerkungen

Gemass der zur Vernehmlassung stehenden Verordnung zé&hlen fur die Landesversorgung
relevante Logistikbetriebe nicht zu den geschiitzten Kunden. Da in der Logistik heute nicht
selten mit Gas betriebene Fahrzeuge zum Einsatz kommen, missen solche nach Ansicht
von strasseschweiz in den Katalog der geschiitzten Kunden aufgenommen werden. strasse-
schweiz ist der Ansicht, dass sowohl im Gutertransport wie auch bei den geschitzten Privat-
haushalten die gleichen Rahmenbedingungen fur alle Antriebstechnologien von Fahrzeugen
sichergestellt werden missen. Die Verordnung darf nicht dazu fiihren, dass die zu erwarten-

www.strasseschweiz.ch
Wolflistrasse 5 = 3006 Bern = T 031 329 80 80 = info@strasseschweiz.ch « MwSt.-Nr. CHE-108.029.249 MWST



den Markteffekte Einfluss nehmen auf die jeweilige Wettbewerbsfahigkeit bei den fir die Mo-
bilitéat relevanten Energietragern. Mit Gas betriebenen Fahrzeugen darf wahrend einer Man-
gellage kein Nachteil erwachsen.

*kkkkkk

Wir danken lhnen fur die Kenntnisnahme unserer Stellungnahme und die Beriicksichtigung
unserer Anliegen. Bei Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfligung.

Freundliche Grisse

strasseschweiz — Verband des Strassenverkehrs FRS

Olivier Fantino
Geschaftsfuhrer
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